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Unterrichtung 
durch die deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 

über die Tagung der Versammlung der Westeuropäischen Union 
vom 6. bis 9. Juni 1988 

Während des ersten Teils ihrer 34. ordentlichen Sitzungsperiode 
erörterte die Versammlung der Westeuropäischen Union Berichte, 
behandelte die üblichen geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge 
und faßte Beschlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

Bericht des Präsidiums der Versammlung 

Politische Fragen 

— Zweiter Teil des 33. Jahresberichtes des Rates der WEU 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Ahrens (S. 18, 19), Dr. Mechters-
heimer (S. 18), Prof. Dr. Soell (S. 18) 

— Der Aufbau der europäischen Sicherheit (Empfehlung 457, 
S. 17) 

Hierzu sprachen die Abg. Antretter (S. 15), Dr. Ahrens (S. 17) 

— Die Zusammenarbeit zwischen Europa und den Vereinigten 
Staaten und Kanada in Sicherheitsfragen (Empfehlung 459, 
S. 25) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Ahrens (S. 24) 

— Ansprache des Staatsministers im Auswärtigen Amt, David 
Mellor (Vereinigtes Königreich) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Ahrens (S. 12) 

— Ansprache des Staatsministers im Auswärtigen Amt der Bun-
desrepublik Deutschland, Helmut Schäfer (S. 19) 

Hierzu sprachen die Abg. Frau Dr. Timm (S. 22), Dr. Ahrens 
(S. 23), Schmidt (München) (S. 23) und Dr. Klejdzinski (S. 24) 

— Ansprache des Staatsministers für auswärtige Angelegenhei-
ten, Gianni Manzolini (Italien) 
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Verteidigungsfragen 

— Abrüstung (Empfehlung 460, S. 29) 

Hierzu sprachen die Abg. Kittelmann (S. 27, 29), Reddemann 
(S. 28), Frau Dr. Timm (S. 29) 

— Seeluftstreitkräfte (Empfehlung 456, S. 14) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Klejdzinski (S. 13) 

— Die Einschätzung der Bedrohung 

Hierzu sprachen die Abg. Steiner (S. 10), Reddemann (S. 11), 
Kittelmann (S. 12) 

— Ansprache von Verteidigungsminister Willem van Eekelen 
(Niederlande) 

Wissenschaft und Technik 

— Die europäische Zusammenarbeit in der Rüstungsforschung 
und -entwicklung/Leitlinien aus dem Kolloquium (Empfeh-
lung 455, S. 9) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Mü ller (S. 6), Dr. Klejdzinski 
(S. 7) 

— Ansprache des Vorsitzenden der Unabhängigen Europäischen 
Programmgruppe, Verteidigungsminister Narcis Serra (Spa-
nien) 

Haushalt 

— Stellungnahme zum Haushalt 1987 (rev.) und 1988 der ministe-
riellen Organe der WEU (Empfehlung 458) ' ) 

Hierzu sprachen die Abg. Antretter (S. 15), Dr. Ahrens (S. 17) 

Geschäftsordnungsfragen 

— Änderung und Auslegung der Geschäftsordnung (Be-
schluß 2)*) 

Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

— Die Auswirkung der Tätigkeiten der Versammlung der WEU 
auf die Parlamente und die Öffentlichkeit (Richtlinie 71, 
S. 30) 

Die Reden und Fragen der deutschen Abgeordneten sind nachste-
hend mit den betreffenden Beschlüssen im Wortlaut abgedruckt, 
die Antworten sind zusammengefaßt wiedergegeben. 

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. 
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Die Versammlung wählte Abg. Charles Goerens (Luxemburg) wie-
der  zu ihrem Präsidenten und Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell zu 
ihrem deutschen Vizepräsidenten. Ebenfalls in ihren Ämtern be-
stätigt wurden Abg. Peter Kittelmann als Vorsitzender des Vertei-
digungsausschusses, Abg. Dr. Karl Ahrens als Vorsitzender des 
Politischen Ausschusses sowie Abg. Frau Do ris Pack als stellver-
tretende Vorsitzende des Haushaltsausschusses. 

Zur Versammlung sprachen der amtierende Ratsvorsitzende, 
Außenminister Hans van den Broek (Niederlande), Verteidigungs-
minister Narcis Serra (Spanien), gleichzei tig Vorsitzender der Un-
abhängigen Europäischen Programmgruppe, Verteidigungsmini-
ster Willem van Eekelen (Niederlande), der Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt, David Me llor (Vereinigtes Königreich), der Staats-
minister im Auswärtigen Amt der Bundesrepublik Deutschland, 
Helmut Schäfer, der Staatssekretär für auswärtige Angelegenhei-
ten, Gianni Manzolini (Italien), sowie der Generalsekretär der 
WEU, Alfred Cahen. 

An der Tagung nahmen parlamentarische Beobachter aus Däne-
mark, Portugal, Spanien und der Türkei teil. 

Zu den nachstehend aufgeführten Beschlüssen nebst den dazuge-
hörigen Berichten, die den Parlamentspräsidenten gesondert zu-
geleitet wurden, empfahl der Ausschuß für die parlamentarischen 
Beziehungen eine Debatte in den nationalen Parlamenten: 

— Empfehlung 455: Die europäische Zusammenarbeit in der Rü-
stungsforschung und -entwicklung/Leitlinien aus dem Kollo-
quium (S. 9) 

— Empfehlung 457: Der Aufbau der europäischen Sicherheit 
(S. 17) 

— Empfehlung 459: Die Zusammenarbeit zwischen Europa und 
den Vereinigten Staaten und Kanada in Sicherheitsfragen 
(S. 25) 

— Empfehlung 460: Abrüstung (S. 29) 

— Richtlinie 71: Die Auswirkung der Tätigkeiten der Versamm-
lung der WEU auf die Parlamente und die Öffentlichkeit 
(S. 30) 

Schwerpunkte der Plenarverhandlungen 

Während die Versammlung bemängelte, daß die internationale 
Öffentlichkeit von der Wiederbelebung der Westeuropäischen 
Union noch kaum Kenntnis genommen habe, sprach der General-
sekretär der WEU, Alfred Cahen, von einem hier eingetretenen 
positiven Wandel. Von den USA würde die WEU als die „Stimme 
Europas" bezeichnet. 

Einhellig begrüßt wurde die Aufnahme von Beitrittsverhandlun-
gen mit Spanien und Portugal. Die Erweiterung der WEU könne, so 
u. a. der wiedergewählte Präsident Charles Goerens (Luxemburg) 
und der spanische Verteidigungsminister Marcis Serra, die WEU in 
ihrer Rolle als „europäischer Verteidigungspfeiler" stärken, und 
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zwar innerhalb der NATO, wie mehrfach in Richtung Transatlantik 
betont wurde. Die zunehmende Bedeutung der WEU für die Si-
cherheit Europas und hinsichtlich eines ausgewogenen Kräftever-
hältnisses innerhalb des Atlantischen Bündnisses wurde auch vom 
Staatsminister im Auswärtigen Amt der Bundesrepublik Deutsch-
land, Helmut Schäfer, unterstrichen. Durch die sicherheitspoliti-
sche Dimension der Zusammenarbeit zwischen den westeuropäi-
schen Staaten werde die europäische Integra tionspolitik geför-
dert. 

Um der Kostenflut im Rüstungsbereich aufgrund sich überlagern-
der nationaler Programme zu begegnen, rief die Versammlung zu 
verstärkter rüstungspolitischer Kooperation auf. Sie empfahl die 
Gründung einer Europäischen Agentur für hochtechnologische 
Forschung im Bereich der Verteidigung. Umstritten war die Forde-
rung, die für die Rüstungskooperation zuständige Unabhängige 
Europäische Programmgruppe (IEPG) mit einem ständigen inter- 
nationalen Sekretariat auszustatten, da zahlreiche Parlamentarier 
eine Aufblähung der Bürokratie auf internationaler Ebene be-
fürchteten. 

Während der britische Staatsminister im Auswärtigen Amt, David 
Mellor, die Hoffnung ausdrückte, daß die Länder, deren Verteidi-
gungsausgaben unterhalb des WEU-Durchschnittes lägen, ihre 
entsprechenden Anstrengungen vergrößerten, warnten neben ein-
zelnen Delegierten der niederländische Verteidigungsminister 
Willem van Eekelen sowie der italienische Staatssekretär für aus-
wärtige Angelegenheiten, Gianni Manzolini, davor, das Thema 
der Verteilung der Verteidigungslasten unter vorwiegend haus-
haltspolitischen Gesichtspunkten zu erörtern. Die Mitglieder der 
Versammlung betonten die Notwendigkeit einer gerechten La-
stenverteilung, die allerdings mit einer besseren Verteilung der 
politischen Verantwortlichkeiten im Bündnis verbunden sein 
müsse. Regelmäßige politische Konsultationen — auch als Beitrag 
zum Abbau transatlantischer Mißverständnisse — seien unerläß-
lich. 

Kontrovers verliefen die Beratungen über den vom britischen Abg. 
Stokes vorgelegten Bericht zur Einschätzung der Bedrohung des 
Westens, der bereits während der Tagung der Versammlung vom 
30. 11. bis 3. 12. 1987 in Paris an den Ausschuß für Verteidigungs-
fragen und Rüstung zurückverwiesen worden war. Kritisiert wurde 
an dem überarbeiteten Empfehlungsentwurf, daß er unausgewo-
gen und überholt sei und sich negativ auf die Ost-West-Beziehun-
gen auswirken könnte. Jüngste Entwicklungen innerhalb der So-
wjetunion und Fortschritte bei den Abrüstungsverhandlungen 
seien im Bericht nicht ausreichend berücksichtigt. Der Entwurf 
wurde abgelehnt. 

In dem Bericht über die Tätigkeit des Rates räumte der amtierende 
Vorsitzende, der niederländische Außenminister Hans van den 
Broek ein, daß über die Frage der Umstrukturierung und eines 
gemeinsamen Sitzes der ministe riellen Organe der WEU noch 
keine Einigung erzielt worden sei. Die Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten tendiere bisher für Brüssel. Er stimmte der Forderung der Dele- 
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gierten zu, insbesondere hinsichtlich der Reorganisa tion der Agen-
turen eine baldige Entscheidung herbeizuführen. 

Nach anfänglich kontroverser Debatte wurde weitgehende Über-
einstimmung über einen Empfehlungsentwurf zur Abrüstung er-
zielt, der den Delegierten kurzfristig vom Vorsitzenden des Vertei-
digungsausschusses, dem deutschen Abg. Peter Kittelmann, als 
Antwort auf die Ratifizierung des INF-Vertrages vorgelegt worden 
war. Neben der Forde rung nach rascher Aufnahme von Verhand-
lungen über die konventionelle Stabilität zwischen Atlantik und 
Ural sowie nach einem verifizierbaren Abkommen über eine min-
destens 50%ige Reduzierung der strategischen Kernwaffen 
drängte die Versammlung auch auf Fortschritte bei allen drei 
Körben der KSZE, insbesondere bei den Menschenrechten. 

Bonn, den 10. Juli 1988 

Dr. Karl Ahrens, MdB 

Sprecher 
Wilfried Böhm (Melsungen), MdB 

Stellvertretender Sprecher 
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Montag, 6. Juni 1988 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidialausschusses 

(Drucksache 1143) 

Berichterstatter: Abg. Sarti (Ita lien) 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des spanischen Verteidigungs

-

ministers und Vorsitzenden der Unabhängigen 
Europäischen Programmgruppe, Narcis Serra 

(Themen: Europäische Zusammenarbeit in Rüstungs-
fragen — Rolle der Unabhängigen Europäischen Pro-
grammgruppe (IEPG) — EDIS-Bericht: „Für ein star-
kes Europa" — Beitritt von Spanien und Portugal — 
Stärkung des europäischen Pfeilers im Bündnis) 

Tagesordnungspunkt: 

Die europäische Zusammenarbeit in der 
Rüstungsforschung und -entwicklung/Leitlinien 

aus dem Kolloquium 
(Drucksache 1141) 

Berichterstatter: Abg. Wilkinson 
(Vereinigtes Königreich) 

(Themen: Aufwendungen für die Rüstungsforschung 
— Rationellerer Einsatz der Verteidigungsaufwen-
dungen — Unabhängige Europäische Programm-
gruppe (IEPG) und ständiges Sekretariat — Grün-
dung einer Europäischen Agentur für Verteidigungs-
forschung) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zunächst möchte ich dem sehr 
geschätzten Kollegen Wilkinson recht herzlich dafür 
danken, daß er uns so eine übersichtliche Darstellung 
der Ergebnisse des Kolloquiums vorgelegt hat. Ich 
glaube, dieses Kolloquium und der Bericht des Kolle-
gen Wilkinson sind ein wichtiger Beitrag dazu, in ei-
ner aktuellen Phase europäischer Einigungsbemü-
hungen auf einem Gebiet, das sowohl für die Industrie 
als auch für die Verteidigung von großer Bedeutung 
ist, entscheidende Schritte nach vorn zu machen. 

Ich glaube, wenn man über dieses Thema spricht, 
sollte man zunächst einmal drei Grundsätze in den 
Vordergrund stellen. 

Zunächst einmal ist da die allgemeine politische Lage. 
Wir wissen, daß in die Beziehungen zwischen den bei-
den Weltmächten Bewegung gekommen ist, und wir 
wissen, daß vor allem innerhalb der Sowjetunion 
selbst ebenfalls Veränderungen im G ange sind. Es 
gibt in den westlichen Staaten viele — wir wissen das 
auch durch Meinungsumfragen — , die sich meiner 
Ansicht nach Illusionen über die Tragweite dieser Be-
wegung machen. Das INF-Abkommen, das unter-
schrieben und ratifiziert wurde, weitere Bemühungen 

im Bereich der Abrüstung, die vielleicht eintreten 
könnten, können nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
die Frage der Sicherheit der Länder Europas nach 
wie vor vor dem Hintergrund eines hohen Militärpo-
tentials in der Sowjetunion und in den Staaten des 
Warschauer Paktes gesehen werden muß. Gerade im 
Hinblick auf das INF-Abkommen ist es von Bedeu-
tung, daß die konventionelle Komponente in den Rü-
stungsanstrengungen heute eine viel größere Bedeu-
tung gewinnt, als das in der Vergangenheit der Fa ll 

 war. Fragen der konventionellen Rüstung und Be-
waffnung werden also auch in Zukunft eine bedeu-
tende Rolle spielen. Es ist aus einer allgemeinen Abrü-
stungseuphorie heraus sicher nicht damit zu rechnen, 
daß diese Bereiche sozusagen keine so bedeutende 
Rolle mehr spielen könnten. 

Das zweite Problem: Wir erleben in einigen Ländern 
der WEU und der NATO jetzt und in den nächsten 
Jahren zunehmende Auseinandersetzungen hinsicht-
lich der Aufrechterhaltung der Präsenzstärke der ent-
sprechenden Verteidigungsstreitkräfte, und zwar 
einfach durch die Entwicklung der Geburtenjahr-
gänge, des Bevölkerungsaufbaus, so daß der Druck, 
der hier über die Personalpolitik, wenn ich das einmal 
so sagen darf, auf die Verteidigungsanstrengungen 
zukommt, eventuell dadurch ausgeglichen werden 
muß, daß entsprechend qualifiziertere Waffen gerade 
im konventionellen Bereich entwickelt und zum Ein-
satz gebracht werden müssen. 

Das dritte Problem, das in diesem Zusammenhang 
eine Rolle spielt, ist die Frage des Budgets der jewei-
ligen Aufwendungen der Mitgliedstaaten der WEU 
für ihren Verteidigungsbereich. Wir wissen, daß die 
Haushalte der Mitgliedsländer aus den verschieden-
sten Gründen zum Teil außerordentlichen Belastun-
gen ausgesetzt sind. Auch Fragen der Demographie, 
der Rentenzahlungen und ähnliches spielen hier lang-
fristig eine Rolle. Das bedeutet, daß auch unter dem 
Druck der öffentlichen Meinung in dem Bereich des 
Budgets bei den Verteidigungsausgaben sicher mit 
allergrößter Sparsamkeit und außergewöhnlicher Ra-
tionalisierung vorgegangen werden muß. Das hat die 
Konsequenz — dies geht auch aus dem Symposion 
hervor, das hier abgehalten wurde — , daß im Bereich 
der Forschung die Bedürfnisse gerade unter operati-
ven Aspekten für die Verteidigungsstreitkräfte abge-
klärt werden müssen. Es geht also um die Frage, was 
notwendig ist, um die Sicherheit der Verteidigung 
aufrechtzuerhalten, welche Waffen, welche Waffen-
systeme, welche sonstigen Anstrengungen notwendig 
sind und entwickelt werden müssen. Dies bedeutet, 
daß eine solche Forschung gemeinsam zu erfolgen 
hat, weil gerade unter den Aspekten des Budgets, die 
ich schon erwähnt habe, gemeinsame Anstrengungen 
übernational hier aus Gründen der Rationalisierung 
sicher vernünftig sind. 

In dem Zusammenhang wird langfristig auch die 
Überlegung eine Rolle spielen, inwieweit entspre-
chende Waffensysteme standardisiert und genormt 
werden können, so daß sie allgemein in allen S treit-
kräften der westlichen Allianz eingesetzt werden kön-
nen. 

Der vierte Punkt betrifft schließlich nicht nur die For

-

schung und Entwicklung, sondern auch die gemein- 
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same Produktion der dann so entwickelten Waffen 
oder Waffensysteme. Wir wissen liehe Kolleginnen 
und Kollegen, daß der Artikel 223 des Vertrags von 
Rom hier gerade für den Bereich des Militärs oder der 
militärischen Forschung und der entsprechenden In-
dustrie ganz besondere Vorbehalte vorsieht. Wir wis-
sen aber auch, daß diese Vorbehalte nicht unbedingt 
von der Praxis gedeckt werden. Ich darf darauf hin-
weisen, daß in diesen Tagen der Vizepräsident der 
EG-Kommission, Herr Narjes, bekanntgegeben hat, 
daß ein gemeinsames Programm der Europäischen 
Gemeinschaften im Bereich der Flugzeugforschung 
mit der Begründung entwickelt werden soll, daß hier 
langfristige Vorläufe von 15 Jahren notwendig sind, 
derartige Aufwendungen national nicht mehr getra-
gen werden können. In der Begründung dieser EG

-

Initiative weist Vizepräsident Narjes darauf hin, daß 
zumindest 90 % dieses zunächst als zivil angelegten 
Forschungsprogramms im Bereich der Flugzeugent-
wicklung auch eine militärische Komponente haben. 
Dies weist bereits darauf hin, meine Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen, daß die Verbin-
dungen zwischen rein militärischer Forschung und 
dem zivilen Bereich natürlich sehr, sehr eng sind und 
der entsprechende Artikel 223 des EG-Vertrages, den 
ich schon zitiert habe, nicht unbedingt so eng ausge-
legt werden kann. 

Wir sind alle gemeinsam davon überzeugt, daß der 
zweite Pfeiler der NATO, die europäische Kompo-
nente, gestärkt werden muß. Gerade diese Stärkung 
hat die Voraussetzung, daß gemeinsames Forschen, 
gemeinsame Entwicklung und gemeinsames Produ-
zieren der entsprechenden Waffen eine große Ro lle 
spielen muß. 

Ich möchte vor allem auch die Forderungen in der 
Entschließung, über die wir abzustimmen haben, un-
terstreichen, daß die WEU-Versammlung der richtige 
Gesprächspartner für die IEPG ist und daß diese Ge-
spräche institutionalisiert werden sollten, so daß hier 
also ein regelmäßiger Meinungsaustausch zwischen 
den parlamentarischen Elementen unserer Länder 
und den entsprechenden counter parts stattfindet. 
Auch die Einrichtung eines ständigen Sekretariats 
bietet sich hier natürlich an und sollte unterstützt wer-
den, um diese Politik auch koordiniert, vernünftig und 
langfristig fortführen zu können. 

Ich glaube, das, was in dem Bericht des Kollegen Wil-
kinson hier zusammengefaßt ist, ist ein ganz wich tiger 
Anstoß, auch eine gemeinsame europäische Sicher-
heitspolitik zu entwickeln. Sicherheitspolitik bedeutet 
nicht nur etwas, was sozusagen philosophisch, über 
dem Boden im Raume schwebend diskutiert werden 
soll, sondern Sicherheitspolitik geht auch von handfe-
sten Fakten aus. Zur Sicherheitspolitik gehören im 
Hinblick auf die Verteidigung sicher gemeinsame 
Forschung und Entwicklung und auch gemeinsame 
Produktion. In diesem Sinne sollten wir alle Anstren-
gungen machen, um Schritte nach vorn gehen zu kön-
nen. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Vorsitzender! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege Wilkin-
son hat uns zur Thematik einen Bericht vorgelegt, der 
sich durch eine bestechende Art, wie wir sie von sei-
nen Berichten gewohnt sind, und gleichzei tig durch 

ein hohes fachliches Niveau auszeichnet. Der Kollege 
Wilkinson zieht in seinem Bericht eine Reihe von 
Schlußfolgerungen, und die von ihm vorgeschlagenen 
Empfehlungen können sicher auf eine breite Zustim-
mung in der Versammlung hoffen. 

Manches, was der Kollege Müller gesagt hat, will ich 
nicht wiederholen. Ich will  mich auf zwei Kernpunkte 
beschränken. Meine besondere Aufmerksamkeit gilt 
der von Ihnen getroffenen Feststellung, daß es den 
Regierungen in Westeuropa trotz zahlreicher Erfolge 
bei gemeinsamen Ausrüstungsprojekten bislang nicht 
gelungen ist, durch ein vereintes Vorgehen in der 
militärischen Forschung überflüssige Überschneidun-
gen auf Grund verschiedener nationaler Forschungs-
programme zu besei tigen. Dem kann man nur zustim-
men, und das kann man nur unterstreichen. 

Ich möchte mich mit einer weiteren Feststellung Ihrer-
seits auseinandersetzen, weil ich der Meinung bin, 
daß sie nicht unkommentiert stehenbleiben darf. Si-
cher ist die Aufrechterhaltung einer verteidigungsin-
dustriellen Basis für uns von Bedeutung. Aber ich 
frage Sie: Muß es unbedingt eine starke sein? Und ich 
frage Sie in dem Zusammenhang weiterhin: Muß es 
gleichzeitig ein wirtschaftliches und ein strategisches 
Ziel sein, dies — wenn man so wi ll  — zu gestalten und 
auszuformen? Oder muß sich nicht die verteidigungs-
industrielle Basis jeweils der politischen Willensbil-
dung und der politischen Willensfindung unterwer-
fen?  

Bei Ihrer etwas undifferenzie rten Betrachtungsweise 
besteht doch die Gefahr, daß gerade der militärisch-
technologische Industriekomplex Forschung und 
Technologie in Europa langfristig mehr und mehr be-
stimmt, daß" Forschung und Technologie aus diesem 
Teufelskreis, den Sie sehr fundiert  aufzeigen, einfach 
nicht mehr herauskommen und daß es kein Zurück 
mehr gibt? Ich meine, es ist wichtig, hier auf diese 
Gefahr hinzuweisen. Das politische Umfeld muß stim-
men. Wir müssen uns bei unseren Überlegungen an 
dem jewei ligen politischen Umfeld orientieren. 

Wir Sozialisten haben zu den Empfehlungen einen 
Änderungsantrag vorgelegt. Ich wi ll  gleich jetzt etwas 
dazu sagen; dann brauche ich es nachher nicht zu tun. 
Der Änderungsantrag lautet: 

„Die Versammlung ist sich darüber im klaren, welche 
Bedeutung die Aufrechterhaltung einer ökonomisch-
arbeitsteiligen der jewei ligen Bedrohung angepaßten 
verteidigungsindustriellen Basis in den Mitgliedstaa-
ten der WEU hat. " 

Schluß! Aus! Nichts weiter! A lles andere weg! 

Die englische Übersetzung trifft nach meiner Ansicht 
inhaltlich nicht ganz den deutschen Text, den ich ge-
rade vorgetragen habe. Der englische Text müßte 
nach meiner Einschätzung lauten: „adapted accor-
ding to the relevant threat. " Das „according" ist sehr 
wichtig, weil der Sinn sonst nicht ganz überkommt. 

Des weiteren möchte ich mich mit den Kommentaren 
auseinandersetzen, die Sie, Herr Wilkinson, zu den 
Kolloquien in London abgegeben haben. Sie haben 
dabei Kritik an der Bundesrepublik und an Italien 
geübt, daß wir im einzelnen nicht genügend Geld aus-
geben. Herr Wilkinson, Sie haben sich wahrscheinlich 
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auf Berechnungen bezogen, die die nationalen Auf-
wendungen für Rüstungsforschung in bezug auf das 
jeweilige Bruttosozialprodukt ausweisen und denen 
die jeweiligen nationalen Aufwendungen für militäri-
sche und zivile Forschung gegenüberstellen. 

Ich weiß, eine Erfassung vergleichbarer Daten ist 
schwierig, weil es erhebliche Überschneidungen zwi-
schen zivilen und militärischen Technologien gibt. 
Das sollten Sie wissen, weil Sie Fachmann sind. Viele 
kritische Technologien — wie neue Werkstoffe, Mi-
kroelektronik, Optronik, künstliche Intelligenz, Laser, 
Herstellungsverfahren — können sowohl zivil wie mi-
litärisch entwickelt werden, ein Umstand, auf den 
nach meinen Informationen bereits während des Kol-
loquiums auch EG-Vizepräsident Dr. Narjes hinge-
wiesen hat. Hier werden die Schwerpunkte na tional 
unterschiedlich gesetzt. 

Es läßt sich jedoch folgendes Bild darstellen, in das ich 
auch andere Partner einbeziehen möchte. Nach Erhe-
bungen der OECD und anderer Stellen entfallen von 
den staatlichen Gesamtaufwendungen für Forschung 
und Entwicklung auf wehrtechnische Programme im 
einzelnen folgende Anteile: USA 69 %, Vereinigtes 
Königreich 52 %, Frankreich 31 %, die Bundesrepu-
blik Deutschland 12 %, Ita lien 11 %, Dänemark 7 %, 
Niederlande 3 %, Belgien 2 %, Griechenland 3 %, Eu-
ropa insgesamt 26 %. Addiert man die sicherheitsbe-
zogenen Kosten der NASA, so liegt der Anteil der Ver-
einigten Staaten bei ca. 80 %. Im Falle des Vereinigten 
Königreichs enthalten die Daten auch Ausgaben für 
die staatlichen militärischen Forschungs- und Ent-
wicklungseinrichtungen, in denen auch Aufgaben der 
Erprobung wahrgenommen werden. 

Mir beispielsweise ist bekannt — und dàs muß man 
bei solch einem fachlich fundierten Bericht auch zu-
rechtrücken dürfen —, daß in England derzeit darüber 
nachgedacht wird, den Anteil der wehrtechnischen 
Aufwendungen an den Gesamtaufwendungen des 
Staates für Forschung und Entwicklung erheblich zu 
senken. Die Zielgröße beträgt ca. 33 % in etwa fünf bis 
acht Jahren. Der Grund dafür — dies möchte ich mit 
Nachdruck unterstreichen — ist in der begrenzten 
Nutzung wehrtechnischer Ergebnisse für zivile Pro-
gramme (Spin-off) zu sehen. Ich halte das für einen 
ganz wichtigen Gesichtspunkt. 

In Deutschland und in Italien liegen die Anteile für die 
wehrtechnische Forschung und Entwicklung an den 
entsprechenden staatlichen Gesamtaufwendungen 
bei rund 10 %. Werden die von der Wi rtschaft in die-
sen Ländern aufgebrachten Mittel für Forschung und 
Entwicklung eingerechnet, so ergeben sich für die 
wehrtechnischen Forschungs- und Entwicklungsan-
strengungen weniger als 5 % der einschlägigen Ge-
samtaufwendungen in diesen Ländern. Dies spiegelt 
wider, daß in diesen Ländern 95 % der Aufwendun-
gen für Forschung und Entwicklung zivilen Projekten 
gewidmet werden und in beiden Ländern wehrtech-
nische Vorhaben als „add-on-Programme" auf die 
zivilen Ergebnisse aufgesetzt werden. Das heißt, daß 
hier aus der zivilen Forschung Nutzen für den wehr-
technischen Bereich gezogen wird — Spin-off-Pro-
blem — und nicht, wie in anderen Ländern, umge-
kehrt. Das Spin-off-Problem setzt genau von der ande-
ren Seite her an. 

Für die übrigen europäischen Länder liegt der wehr-
technische Anteil an den staatlichen Aufwendungen 
für Forschung und Entwicklung noch niedriger. Be-
kannt ist allerdings, daß mehrere Länder — ich denke 
an die Niederlande, an Belgien und an die Türkei — 
ihre wehrtechnischen Aufwendungen im Bereich der 
Forschung und Entwicklung steigern wollen, um ihre 
Kooperationsfähigkeit für Rüstungsprojekte zu ver-
bessern. 

Es tut mir leid, daß das sehr viele Zahlen sind. Aber ich 
halte es für notwendig, sie an dieser Stelle einzubrin-
gen. 

Bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt gilt folgende 
Aufschlüsselung für die Gesamtaufwendungen von 
Staat und Wirtschaft für Forschung, Technologie und 
Entwicklung: USA 2,8 %, Aufwendungen der Wirt-
schaft 1,49 %; Vereinigtes Königreich 2,2 %, Aufwen-
dungen der Wirtschaft 1,1 %; Frankreich 2,3 %, Auf-
wendungen der Wirtschaft 0,99 %; Bundesrepublik 
Deutschland 2,8 %, wobei 1,68 % von der Wi rtschaft 
aufgebracht werden. 

Die staatlichen Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung können dann wieder danach unterschie-
den werden, ob sie zivil oder wehrtechnisch sind. Im 
einzelnen ergibt sich dabei folgendes Bild. Die staat-
lichen F & E-Aufwendungen be tragen in den USA 
1,31 %, davon zivil 0,41 %, wehrtechnisch 0,9 %; im 
Vereinigten Königreich 1,1 %, davon zivil 0,53 %, 
wehrtechnisch 0,57 %; in Frankreich 1,31 %, davon 
zivil 0,91 %, wehrtechnisch 0,4 %; in der Bundesrepu-
blik Deutschland 1,12 %, davon zivil 0,99 %, wehr-
technisch 0,13 %. Bei diesen Überlegungen sind na-
türlich ausgeklammert Arbeiten zu SDI, zu strategi-
schen Systemen, zu ABC-Waffen und Bereiche der 
angewandten Forschung in der Bundesrepublik. 

Untersucht man die Aufwendungen für Forschung 
und Entwicklung unter dem Aspekt der konventionel-
len Verteidigungsfähigkeit — diese Basis wollen wir 
in Europa ja verbreitern — , dann ergeben sich für For-
schung, Entwicklung und Beschaffung in den USA 
11,4 %, im Vereinigten Königreich 9,3 %, in Frank-
reich 12,6 % und in der Bundesrepublik Deutschland 
8,3 %. 

Entwicklung und Beschaffung — das ist natürlich 
auch eine interessante Skala, Herr Wilkinson — ma-
chen aus bei den Vereinigten Staaten 21,4 %, beim 
Vereinigten Königreich 28,1 %, bei Frankreich 18,4 % 
und bei der Bundesrepublik 14,7 %. 

Die wesentlichen Kooperationspartner und Wettbe-
werber am Allianzmarkt bereiten ihre Beschaffungs-
programme durchschnittlich mit mehr als 30 % Mit-
teln für Forschung, Technologie und Entwicklung vor, 
die Bundesrepublik mit nur ca. 23 %. 

Herr Kollege, ich kann nur sagen: Meine Zahlen sind 
nachprüfbar. Ihre Aussage, Großbritannien und 
Frankreich wendeten einen erheblich größeren Teil 
ihres Bruttosozialprodukts für Rüstungsforschung auf 
als die Bundesrepublik und Italien — ich beziehe 
mich da auf die „Süddeutsche Zeitung" vom 9. März 
1988 —, ist so undifferenzie rt, wie sie auf Grund der 
Veröffentlichung übergekommen ist, nach meiner 
Einschätzung nicht haltbar. 

 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/2689 

Meine Kolleginnen und Kollegen möchte ich um 
Nachsicht bitten, daß ich sie mit einer Reihe von Zah-
len traktiert habe. Ich weiß, daß es unschön ist, so 
etwas oft zu tun. Aber ich hielt es einfach für notwen-
dig, sie an dieser Stelle einzubringen, damit das Bild, 
das vermittelt wird, zurechtgerückt wird. Ich bedanke 
mich für die Aufmerksamkeit und für die Geduld, mit 
der Sie mir zugehört haben. 

Empfehlung 455 

betr. die europäische Zusammenarbeit in der 
Rüstungsforschung und -entwicklung / Leitlinien 

aus dem Kolloquium 

Die Versammlung 

(i) ist sich darüber im klaren, welche Bedeutung der 
Aufrechterhaltung einer ökonomisch arbeitsteili-
gen, der jeweiligen Bedrohung angepaßten ver-
teidigungsindustriellen Basis in den Mitglied-
staaten der WEU zukommt; 

(ii) ist sich bewußt, daß die für Verteidigungszwecke 
bereitstehenden Haushaltsmittel wohl kaum in 
dem Maße steigen werden wie die Effektivko-
sten von neuem Verteidigungsgerät und daß da-
her die in Westeuropa für die Verteidigung zur 
Verfügung stehenden Finanzmittel besser ge-
nutzt werden sollten; 

(iii) ist sich bewußt, daß mit den neuen Technologien 
für einige der Sicherheitsprobleme, denen sich 
das westliche Bündnis gegenübersieht, bessere 
Lösungen gefunden werden können; 

(iv) vertritt die Ansicht, daß die IEPG sich als wirksa-
mes Instrument bei der Harmonisierung der ope-
rativen Erfordernisse und der Zeitpläne für die 
Ausstattungserneuerung bei den Streitkräften in 
Westeuropa erwiesen hat und daß man ihr nun, 
ohne die politischen Zuständigkeiten des Mini-
sterrates und der Versammlung der WEU zu be-
rühren, eine verstärkte Funktion bei der Weiter-
entwicklung der gemeinsamen militärischen 
Forschung zuweisen sollte; 

(v) ist besorgt darüber, daß es den Regierungen in 
Westeuropa trotz zahlreicher Erfolge bei gemein-
samen Ausrüstungsprojekten bislang nicht ge-
lungen ist, durch ein vereintes Vorgehen kost-
spielige Überschneidungen zu besei tigen, die 
aufgrund der von verschiedenen Ländern ge-
trennt durchgeführten Forschungsprogramme 
entstehen. 

(vi) hofft, daß dadurch eine zweckmäßigere Nutzung 
nationaler Forschungs-, Versuchs-, Erprobungs- 
und Entwicklungseinrichtungen erzielt werden 
kann, daß diese Einrichtungen von Streitkräften 
und Rüstungsgesellschaften anderer Länder mit-
benutzt werden können; 

(vii) ist besorgt über die Zunahme heimlicher Waffen-
verkäufe an kriegführende Länder; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

die Regierungen der Mitgliedstaaten dringend zu er-
suchen: 

1. ihrer wiederholt vom Rat hervorgehobenen Rolle 
als Mitglieder der WEU nachzukommen und den 
mit der Rüstungskooperation befaßten Einrichtun-
gen dadurch politischen Antrieb zu verleihen, daß 
sie entscheidende Maßnahmen zur beschleunigten 
Formulierung einer gemeinsamen IEPG-Politik für 
militärische Forschung und für eine ra tionellere 
Rüstungsentwicklung in Westeuropa ergreifen; 

2. eine europäische Agentur für moderne verteidi-
gungsbezogene Forschung zu gründen, die sich 
mit den konventionellen Kapazitäten beschäftigt, 
und aus einem zunächst von den Mitgliedern der 
WEU und später auch von anderen europäischen 
NATO-Partnern mitgetragenem gemeinsamen 
Haushalt finanziert wird; 

3. der IEPG zu helfen, ihre Ziele schneller zu errei-
chen, und zwar durch: 

a) Gewährung verstärkter politischer Unterstüt-
zung für die IEPG durch einen institutionalisier-
ten, regelmäßigen Dialog mit der Versammlung 
der WEU; 

b) Bewilligung eines kleinen ständigen, aus inter-
nationalen Spezialisten bestehenden Sekretari-
ats auf der Grundlage der Empfehlung des 
EDIS-Berichts: „Für ein stärkeres Europa" ; 

4. die einzelnen Länder durch eine gegenseitige Nut-
zung ihrer rüstungsbezogenen Forschungs-, Ver-
suchs-, Erprobungs- und Entwicklungseinrichtun-
gen zur Zusammenarbeit zu ermutigen; 

5. die Arbeit der Universitäten und der zivilen For-
schungsstellen effizienter für die Verteidigungsfor-
schung zu nutzen durch Schaffung eines entspre-
chenden Mechanismus, der es der zivilen Indust rie 
ermöglicht, Ergebnisse der militärischen For-
schung kommerziell zu nutzen, ohne daß dadurch 
Forschung und Entwicklung für nicht-militärische 
Zwecke in irgendeiner Weise eingeschränkt wer-
den; 

6. die Hersteller von Verteidigungsgerät sowohl auf 
nationaler als auch auf europäischer Ebene direk-
ter an der Ausarbeitung opera tiver Erfordernisse zu 
beteiligen. 

Dienstag, 7. Juni 1988 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des niederländischen Verteidigungs

-

ministers, Willem van Eekelen 

(Themen: Neuer Abschnitt in den Ost-West-Beziehun-
gen — Verteilung der Verteidigungslasten zwischen 
den USA und Europa — Entwicklung einer europäi-
schen Sicherheitspolitik — NATO-Beschlüsse von 
Montebello — Gemeinsamer militärischer Einsatz von 
WEU-Mitgliedstaaten in der Golf-Region) 
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Tagesordnungspunkt: 

Die Einschätzung der Bedrohung 
(Drucksache 1115 und Addendum) 

Berichterstatter: Abg. Stokes 
(Vereinigtes Königreich) 

(Themen: Neuere Entwicklungen innerhalb der So-
wjetunion — Kräftevergleich zwischen NATO und 
Warschauer Pakt — Konventionelles Ungleichgewicht 
in Europa — Problem der Datenbewertung — Gemein-
sames europäisches Programm für technische Infor-
mationsquellen) 

Steiner (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Seit unserer ersten De-
batte über den bedeutenden Bericht unseres Kollegen 
Stokes, den Herr Stokes sicherlich mit einem großen 
Aufwand an Zeit und Arbeit erstellt hat, sind nicht nur 
zwei weitere Berichte zu diesem Thema veröffentlicht 
worden, und zwar unabhängig voneinander, sondern 
es konnte der Vertrag zwischen den Vereinigten Staa-
ten und der UdSSR über die Besei tigung der landge-
stützten nuklearen Mittelstreckenraketen ratifiziert 
werden. Was viele von uns zwar erhofft, aber vor eini-
gen Monaten kaum für möglich gehalten hatten, ist 
damit eingetreten. Die beiden führenden Staaten der 
NATO und des Warschauer Pakts haben sich nicht nur 
darauf verständigt, Waffensysteme zu verschrotten, 
sondern haben dies auch vertraglich durch die Unter-
schriften von Präsident Reagan und Generalsekretär 
Gorbatschow in der letzten Woche besiegelt, ein 
wahrhaft historischer Schritt, der auch von der West-
europäischen Union angemessen bewertet werden 
müßte, ein Schritt, der zeigt, daß es unabhängig von 
erheblichen gesellschaftspolitischen Unterschieden 
und Gegensätzen zwischen Ost und West doch zur 
Reduzierung der Waffenarsenale kommen kann. 

Bezogen auf unsere Debatte über den Bericht von 
Herrn Stokes heißt das auch, daß eine Abrüstungsver-
einbarung möglich geworden ist, bei der die Zahl der 
auf beiden Seiten zu verschrottenden Raketen nicht 
gleich groß ist; denn den weitaus größeren Teil dieser 
Waffen wird die Sowjetunion zu verschrotten haben. 
Was in diesem Kräftevergleichsbereich möglich ge-
worden ist, sollte auch von den Mitgliedstaaten der 
Westeuropäischen Union als ein ermutigendes Zei-
chen aufgenommen werden. Ohne in Abrüstungseu-
phorie zu verfallen, sollten wir aber auch unseren Bei-
trag leisten, um weitere Verhandlungen mit dem Ziel 
zu mehr Sicherheit mit möglichst weniger Waffen zu 
ermöglichen. 

Das macht Bedrohungsbeurteilungen und Kräftever-
gleiche nicht überflüssig oder nimmt ihnen etwa ihren 
Wert , nein, wir brauchen bei all  unseren Überlegun-
gen und Bemühungen um mehr Sicherheit stets eine 
aktuelle und zuverlässige Grundlage. Insofern sind 
sowohl der Kräftevergleich zwischen der NATO und 
dem Warschauer Pakt, den Herr Stokes heute morgen 
angesprochen hat und der von der Regierung der Bun-
desrepublik veröffentlicht worden ist, als auch der 
Bericht von Senator Carl Levin über das konventio-
nelle militärische Gleichgewicht in Europa vom Ja-
nuar 1988 wichtige Dokumente für die Einschätzung 

der aktuellen Sicherheitssituation. Zumindest sind sie 
genauso wichtig wie der uns vorliegende Bericht des 
Kollegen Stokes. 

Alle diese Berichte versorgen uns mit Daten, die wir 
Parlamentarier der Westeuropäischen Union für die 
Beurteilung der Sicherheitslage benötigen. Weil ich 
mit der Erarbeitung eines ergänzenden Berichts zum 
vorliegenden Bericht des Kollegen Stokes befaßt bin, 
weiß ich um die Probleme der Datenbeschaffung. 
Aber noch größer ist das Problem der Bewertung der 
verfügbaren Daten, weil es keine gemeinsamen Kri-
terien für eine Datenbewertung gibt und wohl auch 
nicht geben kann. Insofern kann ich auch den Teil der 
uns vorliegenden Beschlußempfehlung nicht unter-
stützen, in dem die Regierungen der Bündnispartner 
der NATO aufgefordert werden, sich bei ihren öffent-
lichen Erklärungen widerspruchslos allein auf die von 
der NATO anerkannten Streitkräftevergleiche zu be-
ziehen. 

Ich teile außerdem nicht alle Empfehlungen, die Herr 
Stokes in die Beschlußempfehlung seines Berichts 
aufgenommen hat. Dazu gehört auch die Feststellung 
der militärischen Unterdrückung einer Reihe von 
Ländern durch die Sowjetunion mit der beispielhaften 
Nennung von Afghanistan und den baltischen Staa-
ten in einem Atemzug. Ich meine, so undifferenzie rt 

 darf man das nicht in der Beschlußempfehlung der 
Westeuropäischen Union stehenlassen. Unser Kollege 
Dr. Klejdzinski hat dazu in der letzten Sitzung der 
Versammlung richtige Anmerkungen gemacht, die 
vom Berichterstatter leider nicht entsprechend gewür-
digt worden sind. 

Außerdem wird in der Empfehlung völlig unzurei-
chend auf die dynamischen Prozesse der neueren 
Entwicklung innerhalb der Sowjetunion und die Er-
folge bei den Abrüstungsverhandlungen eingegan-
gen. Von den Empfehlungen, die wir hier beschlie-
ßen, sollen doch politische Impulse ausgehen. Des-
halb müssen wir, um ernst genommen zu werden, den 
Zusammenhang zwischen dem tatsächlichen Verhal-
ten der sowje tischen Politik und den sich daraus erge-
benden Chancen erwähnen. 

Herr Stokes hat heute morgen in diesem Zusammen-
hang richtigerweise darauf hingewiesen, daß mein 
Fraktionsvorsitzender im Deutschen Bundestag, H ans 
Joachim Vogel, bei seinem letzten Besuch in Moskau 
eine Graphik überreicht bekommen hat — und zwar, 
wenn ich richtig informiert bin, vom sowje tischen Ge-
neralstabschef — , in der dieser eine Überlegenheit im 
konventionellen Bereich bei bestimmten Waffensy-
stemen zugegeben hat. Das ist doch kein Zufall. Das 
müssen wir aufgreifen, das können wir nicht mit einer 
Handbewegung abtun, als zufällig interpre tieren oder 
damit Vermutungen oder Spekulationen verbinden. 
Nein, ich meine, wir sollten an diese Dinge wirklich 
offensiv herangehen und sollten ausloten, was das 
konkret zu bedeuten hat. 

Wir können die Entwicklung in der Sowjetunion auch 
nicht mit Sätzen abtun wie, die Sowjetunion habe es 
einfach allein aus wi rtschaftlichen Überlegungen nö-
tig, jetzt zu einem Stillhalteabkommen im Bereich der 
Rüstungsausgaben zu kommen. Aber ich glaube, wir 
würden es uns zu einfach machen, wenn wir allein 
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dieses Gegenargument bringen wollten. Dann müß-
ten wir uns auch gefallen lassen, daß auf der anderen 
Seite ein Zusammenhang hergestellt  wird zwischen  

dem hohen amerikanischen Haushaltsdefizit und den 
Verteidigungs- und Rüstungsausgaben in Amerika 
und den sich daraus ergebenden Währungsturbulen-
zen, die wir auch nicht gerade mit einem Glücksge-
fühl aufgenommen haben. 

Ich meine, wir hätten die Möglichkeit nutzen können, 
unsere Beschlußempfehlung nicht nur mit Allgemein-
plätzen oder mit alten, überkommenen Auffassungen 
zu versehen. Mindestens hätten wir sie selbstbewußt 
und konstruktiv der tatsächlichen Entwicklung an-
passen müssen. Insbesondere hätten wir einen ermu-
tigenden Hinweis zu Verhandlungen über die land-
gestützten Kurzstreckenraketen geben müssen, die 
uns Westeuropäer, insbesondere die Bundesrepublik, 
konkret bedrohen. In der Beschlußempfehlung wäre 
auch für einen Hinweis auf die Verhandlungen im 
Chemiewaffenbereich Platz gewesen. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, weil alle bisherigen Versuche, die vorlie-
gende Beschlußempfehlung sinnvoll zu ergänzen und 
zu aktualisieren, erfolglos waren, muß ich zu meinem 
Bedauern sagen, daß ich dem Bericht und der Be-
schlußempfehlung nicht zustimmen kann. 

Ich bedanke mich. 

Reddemann (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent! Meine Damen und meine Herren! Ich möchte 
dem Herrn Berichterstatter und dem Verteidigungs-
ausschuß meinen herzlichen Dank aussprechen. Ich 
glaube, für alle, die ihre Friedensbemühungen nicht 
auf blaßblauen oder — vielleicht sollte ich besser sa-
gen — rosaroten Wolken, sondern auf Fakten auf-
bauen möchten, enthält der Bericht eine Fundgrube 
von Fakten, mit denen man arbeiten kann. 

Der Bericht lag der Versammlung bereits im vergan-
genen Herbst vor. Er wurde damals von einer Abstim-
mungsmehrheit, die nicht unbedingt der Mehrheit der 
Mitglieder der Versammlung entsprach, zurückge-
wiesen, weil man befürchtete, etliche kritische Passa-
gen über die sowjetische Politik könnten in Moskau 
unangenehmes Aufsehen erregen. Ich war noch nicht 
von unserer Tagung zurück, da lag auf meinem 
Schreibtisch bereits eine Mitschrift einer Sendung des 
sowjetischen Propagandasenders „Frieden und Fo rt

-schritt" , und aus dieser Mitschrift ergab sich, daß die 
Sowjets diesen Bericht, den viele von uns nicht akzep-
tieren wollten, damals geradezu lobend erwähnten, 
weil sich die Zahlen, die do rt  angegeben waren, sehr 
stark den Zahlen angenähert hatten, die die Sowjet-
union über ihre eigene Rüstung veröffentlichte. 

Wir haben nun vor zwei Wochen in der „Literaturnaja 
Gazeta" lesen können, daß die sowje tische Überrü-
stung und ihr imperialistisches Gehabe in den letzten 
zwölf Jahren den Westen gerade zwingen mußten, 
eine größere Verteidigungsbereitschaft an den Tag zu 
legen, als das normalerweise der Fa ll  gewesen wäre. 
Wenn ich das mit dem konfrontiere, was ich heute und 
zum Teil auch gestern in der Versammlung zu unse-
rem Thema der Bedrohungseinschätzung gehört 
habe, dann habe ich fast den Eindruck, als seien die 
Sowjets selbst eher bereit, ihre Fehler zuzugeben als 

so mancher, der das Unheil immer lieber erst im We-
sten sehen wollte, als die richtige und notwendige 
Einschätzung der sowje tischen Bedrohung vorzuneh-
men. 

Wir sollten uns in einer solchen Debatte darüber im 
klaren sein, daß Perestroika nicht die russische Über-
setzung des Begriffs „Frieden in unserer Zeit" ist, son-
dern daß Peres troika, also die Umgestaltung, ein Ver-
such der sowjetischen Führung ist, ein völlig reaktio-
näres System wieder einigermaßen in Ordnung zu 
bringen, weil sonst der Wettlauf in die Zukunft in der 
Sowjetunion von der sowjetischen Regierung, von der 
kommunistischen Partei nicht zu gewinnen wäre. Ich 
bin Mr. Mellor dankbar, daß er daran erinnerte, daß 
wir heute nicht den ersten Versuch einer Peres troika 
erleben. Im Jahre 1964 scheiterte der Vorvorgänger 
des heutigen Generalsekretärs, der damalige Gene-
ralsekretär Nikita Sergejewitsch Chruschtschow, mit 
seinem Versuch einer Peres troika an der Reaktion der 
Kader, die besorgt waren, daß eine Umgestaltung der 
Sowjetunion ihre eigenen Rechte zugunsten der 
Mehrheit der Menschen in der Sowjetunion verän-
dern könnte. 

Meine Damen, meine Herren, wir begrüßen die Pe-
restroika dessenungeachtet, weil wir hoffen, daß aus 
diesem Versuch, wenigstens ein wenig mehr Freiheit, 
allerdings streng kontrolliert, zu gewähren, der Auf-
bruch zur tatsächlichen Freiheit entstehen kann, denn 
eine größere Freiheit für die Menschen in der Sowjet-
union würde manches Problem in den Ost-West-Be-
ziehungen erst gar nicht aufkommen lassen und man-
ches Problem, mit dem wir uns seit Jahrzehnten her-
umschlagen müssen, zwar nicht gleich besei tigen, 
aber doch erleichtern. 

Wenn wir uns über die gegenwärtige Bedrohungssi-
tuation aussprechen, dann sollten wir trotz mancher 
Skepsis ein Wort  der Freude, ein Wort  der Dankbar-
keit darüber sagen, daß es nicht nur gelungen ist, das 
INF-Abkommen zu unterzeichnen, sondern inzwi-
schen auch zu ratifizieren und damit in Kraft zu set-
zen. Wir erinnern uns a lle: In dieser Versammlung 
haben wir im Zusammenhang mit der Nachrüstung 
der NATO lange über die Abschaffung der Mittel-
streckenraketen diskutiert, und die Mehrheit der Ver-
sammlung war der Auffassung, die Nachrüstung 
werde entscheidend dazu beitragen, daß die Mittel-
streckenraketen insgesamt abgebaut werden. Es gab 
eine Minderheit, die anderer Auffassung war. Man 
sollte zur Kenntnis nehmen, daß diese Minderheit 
heute wieder in die andere Richtung als diejenigen 
marschieren will, die damals recht gehabt haben. Ich 
darf an sie zumindest die Bitte richten, einmal darüber 
nachzudenken, ob ihre Leichtgläubigkeit damals 
nicht möglicherweise das verhindert hat, was wir 
heute erreicht haben. 

Ich möchte eine weitere posi tive Bemerkung machen, 
und zwar zur Bereitschaft der USA und der Sowjet-
union, ihre Verhandlungen zur 50prozentigen Be-
schränkung der Interkontinentalraketen zu be-
schleunigen. Wer die mühsamen Verhandlungen der 
letzten Jahre gerade auf diesem Gebiet mitbekom-
men hat, weiß, daß eine solche Entscheidung zwar 
noch nicht den Durchbruch bringt, aber zumindest die 
Hoffnung wachsen läßt, daß endlich aus der Bedro- 
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hung durch die Interkontinentalraketen ausgebro-
chen werden kann und daß wir hier eine neue Mög-
lichkeit friedlicher Entwicklung sehen können. 

Wir würden aber, meine verehrten Damen und Her-
ren, die Sicherheit der europäischen Demokratien 
vernachlässigen, wenn wir nicht verlangten, daß vor 
einem Ergebnis der START-Verhandlungen noch ei-
nige für uns lebenswichtige Fragen geklärt werden. 
Ich denke da vor allem an die mobilen Interkontinen-
talraketen, an die Positionierung der luft- und seege-
stützten Marschflugkörper, und ich denke hier spe-
ziell an die sowje tischen SS 24 und 25, denn jeder, der 
ein wenig von der Materie versteht, weiß, daß diese 
Raketen praktisch durch die Art  ihrer Mobilität in der 
Lage wären, die durch das INF-Abkommen gerade 
abgeschafften Mittelstreckenraketen ohne Schwie-
rigkeiten zu ersetzen. Ich glaube, das kann nicht in 
unserem und auch nicht im Sinne des Friedens sein. 

Gestatten Sie mir zum Schluß außerdem noch eine 
Bemerkung, eine Wiederholung dessen, was ich hier 
schon mehrfach gesagt habe: Die dringendste Auf-
gabe, die wir als Staaten der Westeuropäischen Union 
haben, ist die konventionelle Abrüstung. Wir müssen 
den jüngsten Zahlen und sogar den sowje tischen Ein-
geständnissen entnehmen, daß das erdrückende 
Übergewicht der Sowjets im konventionellen Bereich 
leider weiterhin besteht. Bei Panzern und bei der Ar-
tillerie ist die Sowjetunion weiterhin invasionsfähig. 
Rüstungsstandard und unveränderte Militärdoktrin 
sprechen ebenfalls noch nicht für jenen Zustand des 
Friedens, den einige Kollegen hier mit mehr Glauben 
als Wissen bereits beschworen haben. Es scheint mir 
unsere Aufgabe zu sein, nicht nur die schönen und 
erfreulichen Worte aus Moskau zur Kenntnis zu neh-
men, sondern vor allem dafür zu sorgen, daß diesen 
schönen Worten die entsprechenden Taten folgen. 

Ich bedanke mich in dem Zusammenhang bei dem 
niederländischen Verteidigungsminister Herrn van 
Eekelen, unserem langjährigen früheren Kollegen, 
dafür, daß er die Forderung erhoben hat, die Sowjet-
union solle ihre außerordentlich starken Armeen aus 
der DDR abziehen. Ich gestatte mir in dem Zusam-
menhang ein herzliches Wo rt  des Dankes an unseren 
britischen Kollegen Atkinson, der noch einmal daran 
erinnert hat, daß die Mauer in Ber lin steht und nicht 
nur eine Mauer aus Stein, sondern auch eine Mauer 
ist, die das Mißtrauen gegenüber Friedens- und 
Freundschaftsbezeugungen der kommunistischen 
Seite immer wieder erneuert. 

Wir fühlen uns durch die Ereignisse der letzten Woche 
sicher alle unterstützt. Ich möchte Sie nur darum bit-
ten, durch eine Zustimmung zum Bericht unseres 
Freundes und Kollegen Stokes gleichzei tig zu ver-
deutlichen, daß wir den Frieden sehr sorgfältig Schritt 
für Schritt schaffen und daß wir nicht nur auf allge-
meine Hoffnungen und nicht nur auf schöne Reden 
setzen, sondern nur wirk liche Tatsachen zur Kenntnis 
nehmen wollen. 

Meine Bitte ist also, die Zustimmung zu dem Bericht 
und die Zustimmung zur Entschließung des Aus-
schusses zu geben. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Meine 
Damen und Herren! Der Verteidigungsausschuß hat 

sich in mehreren Sitzungen sehr intensiv und kontro-
vers, aber dann doch mit großer Mehrheit für diesen 
Bericht ausgesprochen. Ich bitte namens des Aus-
schusses um Zustimmung für diesen Bericht. 

Ich bin hoffnungsvoll, weil diejenigen, die sich den 
Bericht in Teilbereichen anders hätten vorstellen kön-
nen, keine Änderungsanträge gestellt haben und da-
mit zu erkennen gegeben haben, daß man, wenn man 
im wesentlichen zustimmen kann, als Demokrat in 
Einzelbereichen Kröten schlucken muß, während 
man, wenn man selber die Mehrheit hätte, das anders 
gestalten würde. 

Wir sind als Verteidigungsausschuß der Auffassung, 
daß es unsere Aufgabe bleibt, unseren Regierungen 
unsere Meinung zu sagen, daß wir für den Fall, den 
sich keiner von uns wünscht — den Ernstfall —, gerü-
stet bleiben. Wir haben gemeinsam die Hoffnung, daß 
die zukünftigen Gespräche zwischen der Sowjet-
union und den Vereinigten Staaten und auch Euro-
pas auf Grund seines zunehmenden Gewichts die So-
wjetunion dahinbringen, abzurüsten, um eine ge-
wisse Gleichheit zu erreichen. Ferner hoffen wir, daß 
wir von dieser Abrüstung aus viele Schritte gemein-
sam tun können, so wie wir sie uns wünschen. 

Es ist nicht so, wie der kommunistische Sprecher zum 
Schluß gesagt hat, daß wir die politischen Faktoren 
stärker berücksichtigen sollen als die militärischen. 
Ich bin der Meinung, solange die andere Seite, der 
Ostblock, die militärischen Faktoren setzt, haben wir 
dies in politischer Hinsicht zu berücksichtigen und 
gemeinsam anzustreben, daß sich das verändert. 

Solange dies aber nicht so ist, hat der Verteidigungs-
ausschuß die Bitte, diesem Bericht von Herrn Stokes 
hier seine Zustimmung zu geben, dem ich namens 
aller Mitglieder des Verteidigungsausschusses auch 
hier meinen herzlichsten Dank für seine Arbeit aus-
sprechen möchte. 

Schönen Dank. 

(Der Empfehlungsentwurf wurde abgelehnt) 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des britischen Staatsministers im 
Auswärtigen Amt, David Mellor 

(Themen: Neue Entwicklungen in der Sowjetunion — 
Einschätzung der Bedrohung des Atlantischen Bünd-
nisses — Lastenverteilung im Bündnis — Europäischer 
Verteidigungspfeiler — Unterrichtung der Versamm-
lung durch den Rat — Gemeinsamer Sitz der ministe-
riellen Organe der WEU) 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Minister! Ich habe zwei Fragen 
zum ,,burden-sharing". Ich gehe dabei davon aus, 
daß die Verteidigung des Mittelabschnitts in Europa 
ohne die Hilfe unserer Verbündeten aus den USA, aus 
dem Vereinigten Königreich, aus Frankreich und Ka-
nada, aus Belgien und den Niederlanden nicht mög-
lich ist. Die Anwesenheit dieser Truppen in meinem 
Lande führt dazu, daß zu der halben Mil lion deutscher 
Soldaten eine weitere halbe Mil lion Soldaten unserer 
Verbündeten kommt. 
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Nun meine erste Frage, Herr Minister: Muß, wenn wir 
über „burden-sha ring" sprechen, nicht auch das be

-rücksichtigt werden, was diese halbe Million Soldaten 
unserer Verbündeten an Belastungen für die deut-
sche Bevölkerung und für unser Land mit sich bringt. 
Ich darf an die Belastungen erinnern, die die Bevölke-
rung in der Nähe von Truppenübungsplätzen auf sich 
nimmt, an Belastungen, die dadurch entstehen, daß 
landschaftlich schöne Gebiete, in denen ständig 
Übungen stattfinden, nicht entsprechend entwickelt 
werden können, weil es nur wenige Menschen gibt, 
die sich im Staub und Lärm von Panzern zu erholen 
wünschen. 

Meine Frage ist also: Müssen wir über die Prozent-
sätze des Bruttosozialprodukts hinaus nicht sehr viel 
differenzierter in die Probleme einsteigen, wenn wir 
über „burden-sharing" sprechen? 

In diesem Zusammenhang meine zweite Frage. Herr 
Minister, Sie wissen, daß wir in den Mitgliedstaaten 
der Allianz Länder haben, die eine reine Berufsarmee 
haben, und Länder mit einer Wehrpflichtigenarmee, 
in denen die jungen Männer verpflichtet sind, ein, 
anderthalb oder zwei Jahre ihren Beruf oder ihre Aus-
bildung zu unterbrechen, um in dieser Zeit ihre Wehr-
pflicht für ein Taschengeld zu leisten. Meine Frage: 
Muß die Leistung, die diese jungen Männer beispiels-
weise in meinem Land — nicht in den USA, auch nicht 
im Vereinigten Königreich — zusätzlich erbringen, 
nicht auch in Be tracht gezogen werden, wenn wir 
über „burden-sharing" sprechen? Spricht nicht auch 
diese Leistung gegen die sicherlich sehr einfache und 
sehr griffige Rechnung in Prozentsätzen? 

Schönen Dank. 

Staatsminister Mellor bedauert, wenn er in seiner 
Rede mißverstanden worden sein sollte. Man sei sich 
sehr wohl der Belastungen, denen die Bevölkerung 
aufgrund der hohen Zahl in- und ausländischer Streit- 
kräfte ausgesetzt sei, bewußt und nicht ohne Erfolg 
bemüht, die Belastungen auf ein Minimum zu redu-
zieren. Bei einem kürzlichen Besuch in der Bundesre-
publik Deutschland sei ihm diese Situation deutlich 
geworden, und er habe der Bundesregierung zu dem 
mutigen Schritt gratuliert, den Grundwehrdienst zu 
verlängern. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Seeluftstreitkräfte 

(Drucksache 1139) 

Berichterstatter: Abg. Wilkinson 
(Vereinigtes Königreich) 

(Themen: Kräfteverhältnis zwischen NATO und War-
schauer Pakt — Einsatz von Streitkräften außerhalb 
des NATO-Bereiches — Abstimmung zwischen See-
und Luftstreitkräften — Antiradar-Raketensysteme) 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Vorsitzender! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte nicht unbedingt derje-
nige sein, der jeden Bericht, den der Kollege Wilkin-
son vorlegt, anschließend so zerreißt, daß nichts mehr 
übrigbleibt. Ich finde, er hat in diesem Bericht sehr 

wichtige Punkte vorgelegt, aber eine Bemerkung er-
laube ich mir trotzdem.  

Sie haben nur von „naval avia tion" gesprochen. An 
sich müßte man von dem ganzen System sprechen, 
das aus Schiffen und Flugzeugen besteht. Ferner ge-
hört dazu das, was mein Vorredner zu Recht ange-
sprochen hat, inwieweit die Verfügbarkeit der Schiffe 
gegeben ist, um unsere Versorgung vom Grundsatz 
her zu garantieren, insbesondere, wenn wir davon 
ausgehen, daß der Schutz der atlantischen Seewege 
eine der wich tigsten Notwendigkeiten ist — das wis-
sen wir alle —, wenn es einmal zu einer Auseinander-
setzung in Europa kommen sollte, insbesondere was 
das Heranführen von Reserven anbetrifft. 

Sie haben für meine Beg riffe in einem Punkt zu sehr 
auf die britische Flugzeugindustrie abgehoben, indem 
Sie den Italienern die Empfehlung geben, nur einen 
ganz bestimmten Typ auszuwählen. Ich kann mir 
durchaus vorstellen, wenn m an  die Fachliteratur liest, 
daß auch da durchaus gleichwer tige Typen auf dem 
Markt sind. Ich möchte es Ihnen nicht vorhalten, da 
Sie sicherlich von Ihrem Kenntnisstand ausgegangen 
sind. 

Was ich aber in dem Bericht ein wenig vermißt habe 
— vielleicht könnten Sie in Ihrem Schlußwort darauf 
eingehen — , ist, daß insbesondere die Verteidigung 
der Schiffe gegen Flugzeuge eine ganz entschei-
dende Rolle spielt, dort  vor allem die Nahbereichsab-
wehr neben der Abwehr im allgemeinen. Ich hätte es 
begrüßt, wenn Sie vielleicht auf die Antiradar-Rake-
tensysteme eingegangen wären. Dort ist — um Ihnen 
das jetzt vorwegzunehmen — auf der britischen Seite 
die Bewaffnung mit Alarm-Raketen zu nennen. Sie 
haben sicherlich zu Recht darauf verwiesen, daß die 
deutschen Tornados mit Kormoran bewaffnet sind. Ich 
darf aber sagen, daß die bewaffnete Aufklärung 
— insbesondere durch To rnados mit Harm und Kor-
moran als Bewaffnung — ein wich tiges System dar-
stellt, weil Sie nämlich davon ausgehen müssen, daß 
ein Schutz gegen anfliegende Flugkörper nur dann 
gegeben ist, wenn gleichzeitig die jeweiligen Radar-
systeme der Schiffe so ausgerüstet sind, daß sie einer-
seits die Funktion einer elektronischen Abwehrfähig-
keit wahrnehmen können, und daß sie andererseits in 
der Lage sind, die anfliegenden Flugkörper zu zerstö-
ren. 

Ich gebe zu, unter „naval avia tion" ist dieses nicht von 
vornherein mit unterzubringen. Ich hätte aber be-
grüßt, wenn dies in einem Gesamtkonzept dargelegt 
worden wäre, wobei ich davon ausgehe, daß Ihr Auf-
trag, etwas über „naval avia tion" zu sagen, sicherlich 
voll erfüllt ist. Aber dieses Umfeld hätte mich schon 
interessiert, weil — insgesamt gesehen — die eigent-
liche Problematik, nämlich nicht nur das Fehl an 
Schiffen, sondern auch die Ausrüstung im Radarbe-
reich und deren Abwehrfähigkeit, ein ganz wich tiger 
Punkt ist. Ich finde, do rt  haben wir noch ein großes 
Defizit. Ich meine, do rt  müßte bedeutend mehr getan 
werden; das muß unser gemeinsames Interesse sein. 

Herzlichen Dank. 
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Empfehlung 456 

betr. die Seeluftstreitkräfte 

Die Versammlung, 

(i) ist sich bewußt, daß die Sicherheit der hochindu-
strialisierten Länder Westeuropas vom Zugang 
zu den Märkten und den Rohstoffquellen in 
Übersee abhängt; 

(ii) ist sich der gegenseitigen Abhängigkeit der Ver-
teidigung Westeuropas und Nordamerikas so-
wie der Tatasache bewußt, daß die durch die 
NATO gewährleistete gemeinsame Verteidi-
gung Westeuropas auf der Aufrechterhaltung si-
cherer Seeverbindungslinien auf dem Nordat-
lantik beruht, die das Heranführen von Verstär-
kungskräften und Nachschub aus Kanada und 
den Vereinigten Staaten gewährleisten, wobei 
die dem Obersten Alliierten Befehlshaber Atlan-
tik (SACLANT) unterstehende Einsatzflotte At-
lantik mit ihrem Potential an Seeluft-Streitkräf-
ten und U-Bootabwehrsystemen eine Schlüssel-
rolle spielt; 

(iii) stellt fest, daß die jüngsten Ereignisse im Persi-
schen Golf und die in anderen, früheren Konflik-
ten gemachten Erfahrungen die Bedeutung der 
Seestreitmacht allgemein und insbesondere ih-
rer see-luftgestützten Komponente hervorgeho-
ben und nicht nur zu der Einsicht geführt haben, 
daß Westeuropa aus s trategischen und wirt-
schaftlichen Gründen weiterhin im Besitz ver-
fügbarer nationaler Handelsflotten von ange-
messener Größe sein muß, sondern auch den 
Vorschlag rechtfertigen, die struktiffellen Ent-
wicklungen und die Besitzverhältnisse in der in-
ternationalen Handelsma rine aufmerksam zu 
verfolgen; 

(iv) erkennt, daß die seit Beginn der 60er Jahre zu 
verzeichnende bedeutende Erweiterung und 
Weiterentwicklung der sowje tischen Marine 
eine der wichtigsten s trategischen Entwicklun-
gen der letzten Jahre ist, weil die Sowjetunion 
dadurch über ein ausgezeichnetes Instrument 
zum umfassenden Ausbau ihrer Seeherrschaft 
und zur Ausübung ihres politischen Einflusses 
verfügt; 

(v) begrüßt erfreut, daß Frankreich, Ita lien, Spanien 
und das Vereinigte Königreich neue Flugzeug-
träger bauen, die den Einsatz von unterschiedli-
chen Verteidigungs-, Angriffs- und V-STOL-
Flugzeugen sowie von U-Bootabwehr-, Angriffs- 
und Früherkennungshubschraubern ermögli-
chen; 

(vi) begrüßt, daß die Marine und die Luftstreitkräfte 
der Bundesrepublik Deutschland, Spaniens, 
Frankreichs, Italiens, Norwegens, der Nieder-
lande, Portugals und des Vereinigten König-
reichs mit der Verstärkung ihrer Seeluftstreit-
kräfte begonnen haben; 

(vii) äußert ihre Besorgnis darüber, daß sich die be-
achtliche Perfektionierung und die beeindruk-
kende opera tive Kapazität sowie die bedeu

-

tende Anzahl sowje tischer U-Boote ungünstig 
auf das Kräftegleichgewicht zwischen der 
NATO und dem Warschauer Pakt auswirken 
könnten; 

(viii) ist der Ansicht, daß die gegenwärtige Überle-
genheit der NATO im Bereich der Seeluftstreit-
kräfte und insbesondere der Flugzeugträger ein 
entscheidender und unverzichtbarer Faktor für 
eine wirksame Abschreckung und die Erhaltung 
des Friedens ist, solange der Abschluß eines 
multilateralen und verifizierbaren Übereinkom-
mens mit der UdSSR zur Reduzierung dieser 
Kapazität nicht sichergestellt ist; 

(ix) schätzt die Flexibilität, die hohe Reaktionsfähig-
keit und die Operationsfreiheit der Seeluftstreit-
kräfte, die nicht an landgestützte feste Basen 
gebunden sind und infolgedessen einen überaus 
großen politischen Einfluß bei der Bewäl tigung 
von Krisen und der Eindämmung von Konflikten 
ausüben; 

(x) ist sich darüber im klaren, daß sich ein Seekrieg 
oder Kampfhandlungen außerhalb des NATO

-

Bereichs, wie z. B. der Krieg zwischen Iran und 
Irak, rasch zu einem größeren Konflikt auswei-
ten könnten, wenn sie nicht durch entsprechen-
den politischen Druck von außen und gegebe-
nenfalls durch Anwendung von Gewalt unter 
Kontrolle gebracht werden, und ist sich infolge 
dessen bewußt, daß das westliche Bündnis seine 
Vorzüge, wie z. B. die Seeluftstreitkräfte, beibe-
halten muß, da sie für Opera tionen innerhalb 
und außerhalb des NATO-Bereichs gleicherma-
ßen von Bedeutung sind sowohl im Falle räum-
lich begrenzter Konflikte als auch bei einem to-
talen Krieg; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die westeuropäischen Länder dringend zu ersu-
chen, ihre weitreichenden. Pläne zur Perfektionie-
rung der Sees treitkräfte aufrechtzuerhalten, in-
dem 

a) Frankreich aufgefordert wird, sein Programm 
für den Bau von Flugzeugträgern durch die In-
betriebnahme von zwei Schiffen der Klasse 
Charles-de-Gaulle weiterzuführen; 

b) das Vereinigte Königreich aufgefordert wird, 
zusätzlich zum Schulschiff für seegestützte 
Kampfflugzeuge RFA „Argus" , mindestens ein 
Unterstützungsschiff in Betrieb zu nehmen, um 
sich die Kapazität für hubschrauberunterstützte 
amphibische Landungen zu erhalten und die 
Sea Harrier-Luftfahrzeuge sobald wie möglich 
an den FRS 2-Standard anzupassen; 

c) Italien aufgefordert wird, zusätzlich zu den z. Zt. 
auf dem Flugzeugträger Garibaldi stationierten 
ASW-Hubschraubern für die U-Bootabwehr V-
STOL-Flugzeuge zu beschaffen, die möglichst 
die Fähigkeit zur Luftverteidigung aufweisen 
sollten; 

d) die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Norwegen, die Niederlande und Po rtugal auf-
gefordert werden, neue seegestützte Jagdflug- 
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zeuge und Weiterentwicklungen eines bereits  
vorhandenen seegestützten Überwachungs-
flugzeugtyps in Betrieb zu nehmen;  

2. Zumindest diejenigen Mitgliedsländer, die gegen-
wärtig Seestreitkräfte im Persischen Golf statio-
niert haben, zur Zusammenarbeit bei dem Aufbau  
ständiger europäischer Sees treitkräfte mit dazuge-
hörigen seegestützten Luftfahrzeugen aufzufor-
dern, die der Luftverteidigung dienen und Früh-
warn- und Kampfflugzeuge sowie Luftfahrzeuge  
zur U-Bootabwehr und Kampfhubschrauber um-
fassen, deren Stationierung in außerhalb des  
NATO-Bereichs gelegenen Gebieten im Falle ei-
nes Notstands oder eines Krieges unter einheitli-
chem Befehl und gemeinsamer Kontrolle erfolgt,  
wenn die Sicherheitsinteressen Westeuropas auf  
dem Spiel stehen;  

3. seine Unterstützung für die Zusammenarbeit bei  
der Ausrüstungsplanung der Marine zu bekräfti-
gen, z. B. in bezug auf die Hubschrauber EH-101  
und NH-90, die Luftfahrzeuge T-45 Goshawk und  
AV-8B, die U-Bootabwehrfregatte NFR-90 sowie  
die dazugehörigen Waffensysteme;  

4. mit den Regierungen der Mitgliedstaaten Möglich-
keiten zu untersuchen, die sicherstellen, daß die  
Prioritäten bei den Missionen reiner Luftstreit-
kräfte und den Missionen seegestützter Luftstreit-
kräfte so gesetzt werden, daß:  

a) dem direkten Kommando der Befehlshaber über  
die Sees treitkräfte genügend Luftkriegsmittel  
unterstehen, die nicht von den nationalen Luft-
streitkräften abkommandiert werden können;  

b) die Anschaffung neuer Seekampfflugzeuge  
durch die Luftwaffe, insbesondere als Ersatz für  
den Buccaneer der britischen Luftwaffe und den  
Corsair A7 der portugiesischen Luftwaffe, drin-
gend die erforderliche Beachtung erfährt, die ihr  
aus der Sicht der Sees treitkräfte zukommt.  

5. mit den Regierungen der Vereinigten Staaten, Spa-
niens, Großbritanniens und gegebenenfalls Ita liens  
die Möglichkeit zu untersuchen, nach dem Vorbild  
der trilateralen Tornadoausbildungseinrichtung  
für Piloten (TTTE), im Bereich der Harrier-Piloten-
ausbildung ebenfa lls zusammenzuarbeiten.  

Mittwoch, 8. Juni 1988  

Tagesordnungspunkt:  

Der Aufbau der europäischen Sicherheit  

(Drucksache 1138)  

Berichterstatter: Abg. van der Sanden (Niederlande)  

(Themen: Wiederbelebung der WEU und ihre Öffent-
lichkeitsarbeit — Zusammenlegung und Reorganisa-
tion der ministeriellen Organe — Zusammenarbeit  
zwischen Rat und Versammlung — Beitritt von Spa-
nien und Portugal und weitere Erweiterung der  

WEU — Stationierung von Streitkräften einzelner  
WEU-Mitgliedsstaaten im Persischen Golf) 

Verbundene Debatte mit 

Tagesordnungspunkt: 

Stellungnahme zum Haushalt 1987 (rev.) und  
1988 der ministeriellen Organe der WEU  

(Drucksache 1142) 

Berichterstatter: Abg. Morris 
(Vereinigtes Königreich) 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Wir leben gegenwär-
tig in einer Phase der internationalen Politik, in der die 
Standortbestimmung Europas auf dem Gebiet der Si-
cherheit und Verteidigung und die aus ihr zu ziehen-
den Schlußfolgerungen dringender, aber vielleicht 
auch schwieriger als jemals zuvor sind. 

Niemals seit der Entstehung des Ost-West-Konflikts 
sind die innenpolitischen Verhältnisse in der Vor-
macht der kommunistischen Welt derartig in Bewe-
gung geraten, ohne daß bereits abgesehen werden 
kann, wohin die Entwicklung führen wird. Noch nie 
hatte der Westen solche Schwierigkeiten, angesichts 
einer bisher nicht gekannten Beweglichkeit und Dy-
namik der sowjetischen Außenpolitik unter General-
sekretär Gorbatschow, seinen Zusammenhalt zu wah-
ren. 

Die Unsicherheit über die zukünftige Außenpolitik 
eines neuen amerikanischen Präsidenten erleichtert 
auch nicht gerade den so wich tigen transatlantischen  
Dialog fiber die zukünftige Konzeption des Bündnis-
ses und über die Lösung der zahlreichen Probleme, 
die die europäisch-amerikanische Zusammenarbeit 
gerade in Sicherheitsfragen be treffen. 

Diese als Aspekte der Gesamtsituation unterstreichen 
mehr als alles andere die Bedeutung des Themas, mit 
dem sich Herr van der Sanden in seinem Bericht über 
die Organisa tion der europäischen Sicherheit ausein-
andersetzt. 

Wie die Verabschiedung der Plattform über die euro-
päischen Sicherheitsinteressen und die Tätigkeit des 
Rats seit 1987 zeigen, scheint die WEU nun auf einem 
guten Wege zu sein, die notwendigen Schlußfolge-
rungen aus einer veränderten Weltlage und aus den 
Verpflichtungen zu ziehen, die ihre Mitgliedsländer 
aufgrund des geänderten Brüsseler Vertrages einge-
gangen sind. 

Aus den zahlreichen Problemkreisen der europäi-
schen Sicherheitspolitik, die in dem Bericht behandelt 
werden, möchte ich nur einige wenige herausgrei-
fen. 

In der gegenwärtigen Phase müssen wir vor allem 
noch größeren Wert auf ein besseres Funktionieren  
des Zusammenspiels zwischen Rat und Versammlung 

 legen. Hier hat es zwar in den letzten Jahren schon 
einige Verbesserungen gegenüber früher gegeben. 
Ich meine aber, von einem wirklichen Zusammenspiel 
kann man noch nicht sprechen. Von der Intensivie-
rung der vertraulichen Kontakte kann immer nur eine 

 



Drucksache 11/2689 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

kleine Minderheit der Abgeordneten Nutzen ziehen. 
Die formelle Unterrichtung der Versammlung durch 
den Jahresbericht erfolgt nach wie vor zu spät und 
enthält zu wenige substan tielle Informationen. 

Ich meine, die zwei Hauptorgane der WEU — der Rat 
und die Versammlung — müssen beide noch erheb-
lich mehr Anstrengungen unternehmen, um die ver-
meintlichen Hindernisse — weitgehend handelt es 
sich um vermeintliche Hindernisse — für eine gedeih-
lichere Zusammenarbeit zu überwinden. Die weitver-
breitete Sorge der Regierungsapparate — durchaus 
nicht immer der Regierungsmitglieder selber —, kom-
plizierte Fragen der Sicherheits- und Verteidigungs-
politik dürften nicht auf dem offenen Markt ausgetra-
gen werden, führt immer wieder zu einer übertrieben 
restriktiven Informationspolitik. 

Auf der anderen Seite sollten — so glaube ich — auch 
wir Parlamentarier Angebote der Informationsbereit-
schaft wahrnehmen. Ich bin sicher, daß diese Bereit-
schaft im Prinzip bei den WEU-Parlamentariern be-
steht. Dennoch kann man dann und wann von Regie-
rungsvertretern hören, im konkreten Fa ll  seien die 
Parlamentarier an Informationen gar nicht so sehr in-
teressiert. Es erscheint mir deshalb wich tig, daß hier 
auf beiden Seiten manchmal schon fast traditionell 
bestehende vorgefaßte Meinungen oder sogar Ani-
mositäten abgebaut werden. 

Lassen Sie mich zu diesem Thema und aus aktuellem 
Anlaß noch eine andere Bemerkung machen. Die sich 
regelmäßig zu Beginn der Sitzung wiederholende und 
als notwendig erweisende Diskussion über die ange-
messene Zahl der Ministerreden trägt sicherlich nicht 
zu einer Verbesserung des Arbeitsklimas zwischen 
Rat und Versammlung bei. Ich finde es deshalb gut 
und wichtig, daß sowohl der Präsidialausschuß im Ein-
vernehmen mit dem Rat wie auch der Geschäftsord-
nungsausschuß dieses Thema regeln und ihren Bei-
trag zur Regelung dieses Problems leisten möchten. 

Für die zukünftige Zusammenarbeit zwischen Rat und 
Versammlung halte ich es auch für wich tig, wie sich 
die Strukturen der WEU-Organe in der nächsten Zeit 
entwickeln. In diesem Zusammenhang möchte ich ei-
nen Satz aus der Rede des Staatsministers im Auswär-
tigen Amt der Bundesrepublik, Herrn Schäfer, der 
heute noch zu uns kommt, zitieren, die er am 18. Mai 
dieses Jahres vor der deutschen Delega tion der WEU

-

Versammlung gehalten hat. Er sagte: 

Insgesamt arbeitet die WEU immer mehr nach dem 
Modell der EPZ, also durch Einsatz von Vertretern der 
Hauptstädte. 

Meine Damen und Herren, Herr Präsident, dies ist 
eine interessante Entwicklung, die die Frage nach der 
zukünftigen Ro lle der eigentlichen WEU-Institutionen 
aufwirft. Ich erwähne insbesondere den Ständigen 
Rat, das Generalsekretariat und die Agentur in 
Paris. 

Sollte sich der Schwerpunkt der Aktivitäten des Rates 
mehr und mehr auf die Hauptstädte verlagern — ich 
schiebe jetzt ein: Auch wenn alle meinen, in ihren 
Hauptstädten sei es besonders schön, so kann ich fest-
stellen, daß Bonn durchaus eine Hauptstadt ist, in der 
man sich treffen und Beschlüsse fassen kann. Bonn 

kann eine schöne Hauptstadt sein —, so hat dies na-
türlich auch Konsequenzen für die Frage, wo der 
Schwerpunkt des Dialogs mit der Versammlung lie-
gen soll. 

Als deutscher Parlamentarier kann ich sagen, daß ich 
die Initiative unserer Bundesregierung durchaus be-
grüße, die deutsche Delega tion der WEU-Versamm-
lung zweimal im Jahr zusätzlich in einem speziellen 
Rahmen über die Tätigkeit der WEU zu unterrichten. 
Es ist wichtig, daß wir unsere nationalen Kanäle stär-
ker ausnutzen, um unseren an den WEU-Rat gerich-
teten Anliegen noch mehr Nachdruck zu verleihen. 
Dabei sollten wir aber nicht außer acht lassen, daß wir 
eine europäische Versammlung sind. Wir müssen auf-
passen, daß die Informationspflicht, die der Rat uns 
gegenüber vertraglich hat, nicht mehr und mehr zu 
einer bloßen Formalie verkümmert. 

Nun ein Wort  zur Reorganisation. Ich glaube, es geht 
nicht an, daß die Versammlung nichts über die Mis-
sion und Tätigkeit des Gebildes erfährt, das aus der 
Zusammenlegung der bisherigen drei Agenturen für 
Sicherheitsfragen entstanden ist. 

Nach dem jüngsten Halbjahresbericht der Bundesre-
gierung ist die geplante Zusammenlegung dieses Ge-
bildes als eigenständige Einheit mit dem Generalse-
kretariat und seine Unterstellung unter den General-
sekretär von der Kollokation abhängig. 

In diesem Zusammenhang ist es interessant, daß die 
Regierung Luxemburgs die Auffassung vertritt, daß 
die zusammengelegte Agentur möglicherweise die 
Aufgabe eines europäischen Instituts für Verteidi

-

gungsforschung übernehmen könnte, dessen Einrich-
tung die Versammlung auf der außerordentlichen Sit-
zung in Luxemburg vorgeschlagen hatte. Es wäre 
wichtig, die Meinung des Rates zu dieser Auffassung 
zu hören, deren Kenntnis wir übrigens unserer sehr 
verehrten Kollegin Frau Hennicot-Schoepges verdan-
ken, die eine entsprechende Frage, soviel ich weiß, in 
der luxemburgischen Kammer dazu gestellt hat. 

Was geschieht in der Zeit, die noch verstreichen wird, 
bis man sich im Rat über den zukünftigen Sitz der 
WEU geeinigt hat? Es ist jedenfalls nicht zu verant-
worten, meine ich, den jetzigen Schwebezustand bis 
zu einem Beitritt Portugals und Spaniens aufrechtzu-
erhalten. Was den Beitritt dieser beiden Staaten be-
trifft, so ist dem Berichterstatter darin zuzustimmen, 
daß der Rat alles daran setzen sollte, um die Verhand-
lungen möglichst rasch zum Erfolg zu führen. 

Schließen möchte ich mit einem Dank an Herrn van 
der Sanden, denn sein Bericht paßt in Inhalt und Spra-
che gut zu einer weltpolitischen Situation, in der er-
kennbar wird, daß trotz a ller gegenläufigen Tenden-
zen die Supermächte ihre Verantwortung für den 
Frieden in stärkerem Maße als vorher erkennen und 
wahrnehmen. Vieles, wenn nicht alles, wird davon 
abhängen, ob die gegenseitigen Feindbilder kontinu-
ierlich abgebaut werden und sich ein wechselseitiges 
Vertrauen entwickeln kann. 

Ich darf vielleicht für alle sprechen, wenn ich sage: 
Die niederländische Präsidentschaft und Ihr Bericht, 
verehrter Herr Kollege van der Sanden, haben einen 
wichtigen Beitrag dazu geleistet. 
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Dr. Ahrens (SPD) : Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege van der Sanden hat  
die Diskussion bereits zusammengefaßt. Ich kann des-
halb meine Bemerkungen sehr kurz fassen.  

Ich danke Herrn van der Sanden und auch dem Sekre-
tariat sehr herzlich für die Ausarbeitung dieses Be-
richts. Die Ausarbeitung war wiederum dadurch er-
schwert, daß uns die Außerungen des Rates zu spät  
zugegangen sind. Wir haben deshalb die Überschrift  
dieses Berichts ändern müssen. Sie lautet lediglich  
„Aufbau der europäischen Sicherheit", der Untertitel  
„Antwort auf den Bericht des Rates" ist entfallen.  

Ich hoffe sehr — und wir haben heute gewisse Zusa-
gen erhalten — , daß wir in der Zukunft nicht mehr  
unter einem solchen Zeitdruck stehen werden, son-
dern daß uns die Antwort des Rates zeitgerecht zu-
geht.  

Mein Dank gilt, wie gesagt, Herrn Kollegen van der  
Sanden für einen Bericht, der sehr klar und sehr deut-
lich ist, der im Ausschuß eingehend diskutiert wurde  
und der dort einstimmige Zustimmung gefunden hat.  
Ich wäre Ihnen deshalb dankbar, liebe Kolleginnen  
und Kollegen, wenn auch die Versammlung diesen  
Bericht einstimmig oder mit großer Mehrheit anneh-
men würde.  

Wir dürfen heute schon gespannt sein auf die Fortset-
zung dieses Berichts in unserem nächsten Sitzungsab-
schnitt. Berichterstatter ist wiederum — wofür ich  

schon heute herzlich danke — Herr Kollege van der  
Sanden.  

Empfehlung 457  

betr. den Aufbau der europäischen Sicherheit  

Die Versammlung,  

(i) begrüßt die unter der niederländischen Präsi-
dentschaft erzielten Fortschritte in Richtung auf  
eine Neubelebung der WEU, insbesondere die  
Verabschiedung der Plattform vom 27. Oktober  
1987, das koordinierte Vorgehen der Mitglied-
staaten zur Gewährleistung der freien Schiffahrt  
im Persischen Golf und die Einladung an Po rtu-
gal und Spanien, der WEU beizutreten;  

(ii) bedauert jedoch, daß bislang noch keine Zusam-
menlegung der ministe riellen Organe der WEU  
erfolgt ist und daß die Reorganisa tion dieser Or-
gane noch nicht abgeschlossen ist;  

(iii) bedauert ebenfalls, daß es der Versammlung auf-
grund der verspäteten Übermittlung des Jahres-
berichtes nicht möglich war Stellung zu nehmen,  
und bedauert auch die mangelnde Bereitschaft  
des Rates, die Versammlung auf dem im Vertrag  
und in der Satzung der Versammlung vorgesehe-
nen Weg über seine Aktivitäten zu informieren  
und besteht letztendlich darauf, daß die Minister  
dafür Sorge tragen, daß ihre Beamten sich an den  
mit dem Rat vereinbarten Zeitplan halten;  

(iv) stellt fest, daß die Neubelebung der WEU bislang  
wenig in das Bewußtsein der internationalen Of-
fentlichkeit gedrungen ist;  

(v) berücksichtigte  daß die Neubelebung nicht nur  
erhöhte intergouvernementale Tätigkeiten, son-
dern auch eine Neudefinition der speziellen 
Funktionen der ständigen Strukturen der Orga-
nisation beinhaltet; 

(vi) stellt fest, daß die im Haushalt vorgesehenen 
Dienststellen, die in den ministe riellen Organen 
der WEU noch nicht besetzt wurden, es erlauben 
würden, den Erfordernissen der Versammlung 
zu entsprechen, ohne auf den Abschluß der Neu-
organisation der ministe riellen Organe der WEU 
warten zu müssen; 

(vii) nimmt ebenfalls die der Versammlung am 
22. März 1988 vorgelegte Pe tition von Herrn Hin-
termann, dem früheren stellvertretenden Gene-
ralsekretär der WEU, zur Kenntnis; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. weiterhin die verschiedenen Auswirkungen der 
Haager Plattform zu untersuchen und der Ver-
sammlung die Ergebnisse seiner Untersuchung 
vorzulegen; 

2. die Aufrechterhaltung einer koordinierten Präsenz 
von Marinestreitkräften seiner Mitglieder im Golf 
solange zu gewährleisten, wie die freie Schiffahrt 
im Golfgebiet nicht garantiert ist, und gleichzei tig 
neue Schritte zu ergreifen, um die Anwendung der 
Resolution 598 des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen zu fördern; 

3. die internationale Öffentlichkeit über A rt  und Um-
fang seiner Operationen in diesem Gebiet in ange-
messener Art  und Weise zu informieren; 

4. mit Dringlichkeit die Verhandlungen über den Bei-
tritt Portugals und Spaniens zum geänderten Brüs-
seler Vertrag und ihre effektive Beteiligung am 
westeuropäischen Sicherheitssystem fortzuführen 
und Schritte zu unternehmen, um den Beitritt a ller 
europäischen Mitgliedstaaten des Atlantischen 
Bündnisses zu erleichtern, die den Wunsch haben, 
Mitglied zu werden und sich zuvor verpflichten, die 
gleichen Bedingungen zu akzeptieren wie Po rtugal 
und Spanien; 

5. darzulegen, auf welchem Wege er beabsichtigt, die 
von ihm in der Erklärung von Rom beschlossenen 
politischen Anstöße für die Kooperation im Rü-
stungsbereich zu verwirklichen; 

6. für das kürzlich von ihm eingeführte Konsultations-
verfahren zwischen den Mitgliedstaaten und auch 
bei der regelmäßigen Übermittlung von Informa-
tionen über seine Aktivitäten an  die Versammlung 
— wozu auch die rechtzeitige Übermittlung des 
Jahresberichts des Rates gehört — und an die Öf-
fentlichkeit eine aktive Rolle des Generalsekreta-
riats vorzusehen; 

7. unverzüglich Status und Aufgaben der WEU

-

Agentur darzustellen und der Versammlung den 
Text der Studien, wie versprochen, zuzuleiten; 

8. im geeigneten Rahmen und mit eventueller Unter-
stützung der Agentur Konsultationen aufzuneh-
men oder fortzusetzen über Lastenverteilung im 
Bündnis, Abrüstung oder die nachprüfbare Rü- 
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stungsbegrenzung sowie über Probleme, die für 
die Sicherheit Westeuropas dadurch entstehen 
können, daß einer der Bündnispartner Maßnah-
men ergreift, die zu einer veränderten Stationie-
rung von NATO-Streitkräften führen könnten, und 
schließlich die Versammlung über die Ergebnisse 
dieser Konsultationen zu informieren; 

9. der Versammlung im Einklang mit dem dem Rat 
übermittelten Memorandum aus dem Jahre 1987 
unverzüglich die Mittel für die Reorganisa tion des 
Sekretariats der Versammlung (Greffe) zur Verfü-
gung zu stellen. 

Tagesordnungspunkt: 

Zweiter Teil des 33. Jahresberichtes 
des Rates der WEU 

(Drucksache 1140) 

Berichterstatter: Außenminister van den Broek (Nie

-

derlande), amtierender Vorsitzender des Rates der 
WEU 

(Themen: Auswirkungen des INF-Vertrages auf die 
Rüstungskontrolle und die Verteidigungsanstrengun-
gen — Rolle  der konventionellen und nuklearen Streit-
kräfte — Stärkung des europäischen Pfeilers inner-
halb der NATO — Strategie der Konfliktvermeidung 
— Umstrukturierung der WEU — Gemeinsamer Sitz 
der ministeriellen Organe) 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Minister! Ich danke Ihnen für 
die Ausführungen, die Sie zu dem alten Wunsch der 
Versammlung gemacht haben, die von uns ge-
wünschten Stellen zu schaffen. Ich habe inzwischen 
auch das schriftliche Exemplar Ihrer Rede vorliegen 
und ersehe daraus, daß wir mit der Erfüllung Ihrer 
Zusage „without further delay" rechnen können. Kön-
nen Sie uns diese Zusage datenmäßig etwas näher 
verifizieren? Aus dieser Frage, Herr Minister, spricht 
kein Mißtrauen, aber wir hätten gern volle Gewiß-
heit. 

Außenminister van den Broek antwortete, daß mit 
dem Auswahlverfahren für vier Kandidaten unverzüg-
lich begonnen werden könne. Sobald die Verfahren 
abgeschlossen seien — etwa zum 1. Juli 1988 —, stün-
den auch die erforderlichen Mittel zur Verfügung. Als 
rein formales Erfordernis sei von der Versammlung 
noch ein Ergänzungshaushalt vorzulegen. 

Dr. Mechtersheimer (DIE GRÜNEN): Herr Minister, 
Sie haben in Übereinstimmung mit der Plattform dar-
auf hingewiesen, daß zur Aufrechterhaltung der Ab-
schreckung die Kombination aus konventionellen und 
nuklearen Waffen notwendig ist. Gilt diese Posi tion 
auch für die Zukunft, wenn man feststellen kann, daß 
die Sowjetunion bereit ist, ihre konventionellen 
Asymmetrien abzubauen? Und stellt sich dann nicht 
die Frage nach der bisherigen Begründung der Nu-
klearwaffen? Sie lautete — so ist das unseren Bevöl-
kerungen gesagt worden — : Die NATO braucht Nu-
klearwaffen, weil die Sowjetunion konventionell 
überlegen ist. Wenn es diese konventionelle Überle-
genheit in absehbarer Zeit nicht mehr geben sollte, 

wie begründet die NATO dann die Notwendigkeit der 
Nuklearwaffen? 

Bei einer jüngsten Umfrage in der Bundesrepublik 
— die Frage lautet: Wird zur Aufrechterhaltung des 
Friedens in Europa die Nuklearwaffe gebraucht? — 
lauteten die Antworten: nicht notwendig 68 %, not-
wendig 31 %. Sehen Sie angesichts dieser Stimmung, 
die in ähnlicher Form sicher auch in anderen nicht 
Nuklearwaffen besitzenden Staaten Westeuropas vor-
handen ist, nicht die Gefahr, daß die Legitima tion der 
gesamten Sicherheitspolitik und auch der Westeuro-
päischen Union damit in Frage steht? 

Außenminister van den Broek erwiderte, daß die 
WEU-Plattform hierauf keine vollständige Antwort 
gebe. Sie gehe davon aus, daß die nukleare Kompo-
nente jedenfalls in voraussehbarer Zukunft für eine 
glaubwürdige Abschreckung unverzichtbar sei. Nach 
seiner persönlichen Einschätzung sei es aus Gründen 
der geographischen und geostrategischen Lage West-
europas selbst im Falle eines konventionellen Gleich-
gewichtes zweifelhaft, wirksame Sicherheit ohne Nu-
klearwaffen zu erreichen. Wichtig sei es, der Bevölke-
rung gegenüber immer wieder zu betonen, daß die 
Nuklearwaffen keinem Offensivkonzept, sondern der 
Abschreckung dienten. Alle Anstrengungen seien 
darauf zu richten, die Nuklearwaffenarsenale auf bei-
den Seiten so weit wie möglich zu verringern, ohne 
dabei allzusehr die Illusion einer nuklearfreien Welt 
zu nähren. 

Prof. Dr. Soell (SPD): Herr Minister! Wir können heute 
sicherlich nicht alle Probleme der nuklearen Strategie 
lösen. Ich möchte aber in Anknüpfung an die Frage 
des Kollegen Mechtersheimer doch eine kurze Be-
merkung machen und eine sich anschließende Frage 
stellen. 

Wenn das Dogma, daß die Präsenz von Nuklearwaf-
fen in Europa entscheidend dazu beigetragen hat, den 
Krieg zu verhindern, richtig ist, warum versuchen die 
Atommächte der Welt dann nicht in jenen Regionen 
der Welt, in denen es besonders viele Konflikte gibt, 
den dort  beteiligten Konfliktparteien Atomwaffen zu 
liefern. Dann wären die Konflikte doch gelöst! Das 
heißt, diese Logik kann so nicht richtig sein. Es ist 
doch offensichtlich die rela tive Rationalität der hier in 
Europa auf beiden Seiten beteiligten Länder nach 
1945 vor dem Hintergrund der schmerzhaften histori-
schen Erfahrungen, die den Krieg entscheidend ver-
hindert hat, und nicht die Existenz von Nuklearwaf-
fen. Sind auch Sie dieser Meinung? 

Außenminister van den Broek entgegnete, daß man 
auch umgekehrt fragen könne, ob die Tatsache, daß 
keiner dieser zahlreichen Konflikte in Europa stattge-
funden habe, etwas mit der nuklearen Abschreckung 
zu tun habe. Wenn Gorbatschow so stark für die De-
nuklearisierung eintrete, dann deshalb, weil er Nukle-
arwaffen für nutzlos halte, da aufgrund ihrer Existenz 
ein Krieg heute nicht mehr zu gewinnen sei. Dies 
mache den Abschreckungscharakter von Atomwaffen 
deutlich. Im übrigen gelte es, jede Art von Konflikten 
zu verhindern, auch den konventionellen Konflikt. 

Prof. Dr. Soell (SPD): Herr Minister, wie erklären Sie 
es sich dann, daß die amerikanische Seite vor einigen 
Tagen beim Gipfel in Moskau nicht bereit war, einer 
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Formulierung im  Kommunique zuzustimmen, nach 
der Konflikte künftig nicht nur nicht mit nuklearen 
Waffen, sondern überhaupt nicht mehr mit militäri-
scher Gewalt, also mit keiner Art  von Waffen, gelöst 
werden sollen? 

Außenminister van den Broek räumt ein, daß es ange-
sichts des Defensivcharakters des Atlantischen Bünd-
nisses unverständlich wäre, einer solchen Formulie-
rung nicht zuzustimmen. Ihm sei allerdings nicht be-
kannt, daß dies die offizielle amerikanische Position 
sein solle. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Minister, eine kurze Frage: 
Wir haben in Europa etwas mehr als 200 Kernkraft-
werke. Wir haben Tausende von chemischen Firmen, 
die Produkte von einer ungeahnten Giftigkeit, einer 
ungeheuren Toxizität herstellen. Teilen Sie meine 
Auffassung, daß jede militärische Auseinanderset-
zung in Europa, auch wenn sie auf herkömmliche 
Waffen beschränkt bliebe, gleiche Auswirkungen wie 
ein chemischer oder wie ein nuklearer Krieg hätte? 
Wir alle haben erlebt, welche Auswirkungen auf 
Westeuropa der Unfall in Tschernobyl hatte, das rund 
2 000 km entfernt liegt. Wie kann man sich einen 
Krieg in Europa vorstellen, ohne daß Nuklearzentra-
len und chemische Firmen angegriffen werden? Tei-
len Sie meine Auffassung, daß auch ein Krieg mit kon-
ventionellen Waffen in Europa zu gleichen Auswir-
kungen führen würde wie ein Krieg mit nuklearen 
oder mit chemischen Waffen? Muß diese Erkenntnis 
nicht alle Europäer zu noch stärkeren Bemühungen 
um die Erhaltung des Friedens anspornen? 

Außenminister van den Broek erinnert daran, daß 
man anläßlich eines Angriffes Israels auf ein iraki-
sches Atomkraftwerk eine internationale Konvention 
gefordert habe, die derartige Angriffe untersage. 
Selbst wenn es eine entsprechende Konvention gebe, 
wäre dies keine Garantie dafür, entsprechende An-
griffe in einem militärischen Konflikt zu verhindern. 
Die einzige Antwort, die er in Anknüpfung an seine 
obigen Ausführungen geben könne, sei, daß alle An-
strengungen auf die Verhinderung jeglicher bewaff-
neter Konflikte gerichtet sein müßten. Im übrigen teile 
er die Ansicht, daß selbst eine auf konventionelle Waf-
fen beschränkte Auseinandersetzung zu einer absolu-
ten Katastrophe für die Menschheit führen würde. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Staatsministers im Auswärtigen 
Amt der Bundesrepublik Deutschland, Helmut 

Schäfer 

Staatsminister Schäfer (Bundesrepublik Deutsch-
land): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
darf Ihnen, Herr Präsident, zunächst sehr herzlich zu 
Ihrer Wiederwahl in diese wich tige Position gratulie-
ren und darf meiner ganz besonderen nicht nur natio-
nalen, sondern auch persönlichen Freude Ausdruck 
verleihen. 

Meine Damen und Herren, ich nehme sehr gern die 
Gelegenheit wahr, zum erstenmal zu Ihnen zu spre

-

chen. Dies um so mehr, als sich wenige Tage nach 

dem erfolgreich verlaufenen Gipfel in Moskau die 
Frage stellt, welchen spezifischen Beitrag wir Euro-
päer in Zukunft zur Wahrung unserer Sicherheit und 
zum Ausbau unserer Beziehungen zum Osten leisten 
können und welche Rolle dabei die WEU spielt. 

Zunächst gilt es festzustellen, daß die seit 1984 einge-
führten halbjährlichen Tagungen der WEU auf Mini-
sterebene, an denen die Verteidigungsminister ge-
meinsam mit den Außenministern teilnehmen, sich 
bewährt haben. Sie haben einen intensiven vertrauli-
chen Meinungsaustausch über alle Fragen der Sicher-
heitspolitik ermöglicht, über die wir im Rahmen der 
EPZ noch nicht sprechen können. 

Das Spektrum dieser Konsultationen reicht über die 
ganze Breite der Sicherheitspolitik, von der Verteidi-
gungspolitik und strategischen Fragen über die Pro-
bleme der Abrüstung und Rüstungskontrolle bis hin 
zur Vertrauensbildung und Zusammenarbeit auf allen 
Gebieten zwischen West und Ost. 

Man darf ohne Übertreibung sagen, daß dieser Prozeß 
einen sicherheitspolitischen Konsens ergeben hat, der 
sich dann im Oktober 1987 in der sogenannten Platt-
form in politisch verbindlicher Form niederschlug. 
Diese Plattform enthält klare Defini tionen der Grund-
linien unserer gemeinsamen Sicherheitspolitik. Die 
Aussagen zur Strategie der Kriegsverhütung, zur At-
lantischen Partnerschaft, zum Gesamtkonzept für Ab-
rüstung und Rüstungskontrolle oder zum KSZE-Pro-
zeß waren so überzeugend, daß manche von ihnen 
auch in die Erklärungen des NATO-Gipfels vom 
3. März 1988 aufgenommen worden sind. 

Der in der WEU geschaffene Rahmen für sicherheits-
politische Konsultationen war auch die Vorausset-
zung dafür, daß einige Mitgliedstaaten in nationaler 
Entscheidung Einheiten ihrer Ma rine zum Schutz der 
Freiheit der Schiffahrt in den Persischen Golf entsand-
ten. Ohne die Priorität einer f riedlichen politischen 
Lösung des Konfliktes zwischen dem Irak und dem 
Iran im Rahmen der Vereinten Nationen aufzugeben, 
hat die Zusammenarbeit in der WEU eine Teilung der 
Lasten bei Wahrung legi timer Interessen auch außer-
halb Europas ermöglicht. 

Die Zusammenarbeit in der WEU in den letzten Jah-
ren hat auch Frankreich verdeutlicht, daß europäische 
Sicherheitspolitik ohne eine aktive, sich an Verant-
wortung und Lasten voll beteiligende französische 
Rolle nicht möglich ist. 

Die WEU hat sich zu einem Instrument entwickelt, das 
den westeuropäischen Staaten Gelegenheit gibt, ihrer 
Politik der Zusammenarbeit eine sicherheitspolitische 
Dimension zu verleihen, die im Rahmen der Zwölf bis-
her nicht möglich war. Es war deshalb richtig und 
konsequent, daß wir dem Wunsch Portugals und Spa-
niens entsprochen haben und seit dem 26. Mai dieses 
Jahres mit den beiden Partnern in der Gemeinschaft 
über ihren Beitritt zur WEU sprechen. 

Spanien und Portugal wissen spätestens seit Verab-
schiedung der Plattform, daß sie sich damit nicht nur 
einem Verteidigungsbündnis mit vorbehaltloser Bei-
standsklausel, sondern einem Teil der europäischen 
Integration anschließen. Ihr Beitritt zur WEU wird für 
alle, die die Europäische Union wollen, eine Ermuti- 
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gung sein. Für die Bundesregierung, die diesen Bei-
tritt seit langem unterstützt hat, bedeutet er eine große 
Befriedigung. 

Nach erstem Zögern 1984 hat die Entwicklung der 
WEU seitdem unsere nordamerikanischen Verbünde-
ten überzeugt, daß die zunehmende Nutzung der 
WEU durch die Europäer tatsächlich geeignet ist, das 
vielfach beschworene Konzept von der europäischen 
Säule des Bündnisses nun endlich in die Tat umzuset-
zen. Die Entwicklung der WEU hat gezeigt, daß sie 
das Bündnis eben nicht spaltet, sondern letztlich 
stärkt. Es ist eine von allen amerikanischen Nach-
kriegsregierungen verfolgte Politik, den Zusammen-
schluß Europas auch im sicherheitspolitischen Bereich 
zu fördern, da ein solcher Zusammenschluß die beste 
Chance bietet, die atlantische Partnerschaft ausgewo-
gen und gerade dadurch dauerhaft zu gestalten; der 
Aspekt des „burden sha ring" kommt hinzu. 

Die Reaktion der Sowjetunion und der anderen Mit-
gliedstaaten des Warschauer Paktes auf die Fo rt

-schritte der europäischen Integration ist ambivalent. 
Immerhin hat der Präsidialausschuß dieser Versamm-
lung auf Einladung des Obersten Sowjet Moskau be-
sucht, auch wenn die Entwicklungen im sicherheits-
politischen Bereich ein gemischtes Echo fanden. Die 
jahrelangen Verhandlungen zwischen EG und RGW 
stehen nun vor einem erfolgreichen Abschluß. 

Die WEU-Plattform bekräftigt, daß Dialog und Zusam-
menarbeit wesentliche Bestandteile unserer Sicher-
heitspolitik sind. Darin zeigt sich einmal mehr, daß das 
sich auch politisch zusammenschließende Westeu-
ropa sich damit nicht abkapselt, sondern seinen Zu-
sammenschluß einordnet in den breiteren Rahmen ei-
ner Politik, die auf eine dauerhafte und gerechte Frie-
densordnung für ganz Europa gerichtet ist. Wir sind 
sicher, daß ein sich zusammenschließendes Westeu-
ropa die besten Voraussetzungen als Pa rtner beim 
Aufbau einer europäischen Friedensordnung bieten 
kann. 

Meine Damen und Herren, es ist nicht nur eine Re-
densart, wenn die Plattform und die Gipfel-Erklärung 
der NATO dieses Ziel einer gerechten und dauerhaf-
ten Friedensordnung in Europa erneut bekräftigt ha-
ben. Es geht dabei vielmehr um die Beschreibung der 
Ziele, auf die unsere gesamte opera tive Sicherheitspo-
litik und jeder Schritt ausgerichtet ist, den wir mit die-
ser Politik tun. 

Es geht also nicht nur um die Erhaltung des Friedens 
durch Maßnahmen zur Verhütung des Krieges. Es 
geht um die konstruktive Gestaltung des Friedens, um 
dadurch die Ursachen, aus denen die Spannungen in 
Europa entstanden sind und entstehen, allmählich zu 
beseitigen. Die wesentliche Ursache für diese Sp an

-nungen ist aber die Teilung unseres Kontinents. Die 
Plattform sagt deshalb, daß wir es unseren Völkern 
schulden, diese Lage zu überwinden und im Interesse 
aller Europäer alle sich eröffnenden Möglichkeiten für 
weitere Verbesserungen auszuschöpfen. 

Plattform und Gipfel-Erklärung haben auch die Mittel 
beschrieben, mit denen wir dieses Ziel erreichen wol-
len. Politische Solidarität und ausreichende militäri-
sche Stärke im Atlantischen Bündnis bleiben wich tige 
Voraussetzungen. Die Sowjetunion befindet sich in 

einem Prozeß des Wandels und daran gibt es wohl 
kaum mehr einen Zweifel. Trotzdem können auf län-
gere Sicht das globale und das europäische Gleichge-
wicht nur aufrechterhalten werden durch eine lebens-
kräftige Atlantische Allianz. Das setzt voraus, daß Eu-
ropäer und Amerikaner einen fairen Anteil an Lasten 
und Risiken des Bündnisses tragen. Zur Kriegsverhü-
tung braucht das Bündnis für die vorhersehbare Zu-
kunft eine geeignete Mischung angemessener und 
wirksamer nuklearer und konventioneller Streit-
kräfte. Abrüstung und Rüstungskontrolle sind inte-
grale Bestandteile unserer Sicherheitspolitik. Sie kön-
nen die Verteidigungsanstrengungen nicht ersetzen. 
Sie sollen zu nachprüfbaren Vereinbarungen führen, 
mit denen ein stabiles und gesichertes Kräftegleich-
gewicht auf niedrigerem Niveau hergestellt wird. 

Wirklicher Friede kann aber weder allein durch Ver-
teidigungsanstrengungen noch durch Rüstungskon-
trolle gesichert werden. Zusammenarbeit und Dialog, 
eine immer engere Verflechtung der gegenseitigen 
Interessen müssen hinzukommen und zur Vertrauens-
bildung beitragen. Der KSZE-Prozeß ist der Fahrplan 
zu dieser Entwicklung. Er zeichnet den Weg vor zu 
dauerhaften, stabilen und konstruktiven Beziehungen 
zwischen Ländern in West und Ost als auch zu enge-
ren Kontakten zwischen Völkern und Menschen in 
ganz Europa. Betrachten wir das gegenwärtige Um-
feld für eine solche europäische, im Atlantischen 
Bündnis verankerte Politik. 

Der gerade beendete Moskauer Gipfel hat zweifellos 
eine Annäherung zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Sowjetunion gebracht. Das INF-Abkommen 
ist nunmehr in Kraft ge treten. Der Rückzug sowjeti-
scher Truppen aus Afghanistan hat begonnen. An-
dere regionale Konflikte wurden zum Teil einver-
nehmlich behandelt. Menschenrechtsfragen wurden 
bereits angesprochen, wobei es nicht nur um promi-
nente Einzelfälle geht. Während z. B. 1985 nur 
460 Deutschstämmige aus der Sowjetunion ausreisen 
durften, waren es im vergangenen Jahr 14 488! Und 
dieses Jahr zeigt die Entwicklung weiter steigende 
Tendenz. Interessant ist auch die Zuwachsrate bei 
jüdischen Auswanderern. 

Die Entwicklung der West-Ost-Beziehungen ist nicht 
auf die Supermächte begrenzt. Von der gemeinsamen 
Erklärung zwischen der EG und dem RGW sprach ich 
schon. Der Erfolg der Stockholmer Konferenz über 
Vertrauen und Abrüstung in Europa hat die Basis ge-
schaffen, auf der wir jetzt bei der Wiener Folgekonfe-
renz aufbauen können. Wir bedauern, daß sich diese 
Konferenz so lange hinausgezögert hat, sehen aber 
gute Chancen für ein baldiges Ende und damit auch 
den Beginn von Verhandlungen über konventionelle 
Stabilität und Abrüstung im Herbst dieses Jahres. 

Wenn man nach den Ursachen für diese Entwicklung 
fragt, so liegen sie zum einen in dem beharrlichen 
Festhalten des Westens an seinen politischen Zielen. 
Langer Atem, verbunden mit der Bereitschaft zum 
Interessenausgleich, hat sich ausgezahlt. Westliche 
Vorstellungen über Transparenz und Ve rifikation ha-
ben sich in Stockholm durchgesetzt, und die Verhand-
lungen über das INF-Abkommen, auch die START

-

Verhandlungen und die über ein weltweites Verbot 
von chemischen Waffen, wesentlich gefördert. Es be- 
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steht aber kein Zweifel daran, daß die neue sowjeti-
sche Führung  unter Generalsekretär Gorbatschow mit 
ihrem mutigen und selbstkritischen Denken und Han-
deln, mit ihren Reformansätzen und ihrer Verhand-
lungsbereitschaft ebenso wesentlich dazu beigetra-
gen hat. 

Die Entwicklung, die sich derzeit in der Sowjetunion 
vollzieht, hat — wie Generalsekretär Gorbatschow zu 
Recht selbst feststellt — revolu tionären Charakter. 
Ohne in Euphorie zu verfallen, sondern bei nüchter-
ner Be trachtung müssen wir erkennen, daß die So-
wjetunion sich in dem Willen, ihre Wirtschaft und ihre 
Gesellschaft effektiver zu gestalten, nach innen und 
außen öffnet. Damit wird sie für die West-Ost-Zusam-
menarbeit zu einem besseren und berechenbareren 
Partner. Die Möglichkeiten, die sich uns dadurch er-
öffnen, sollten wir nicht gering schätzen. Wir haben 
die Chance einer durchgreifenden Verbesserung des 
West-Ost-Verhältnisses, die es zu nutzen gilt. 

Der Ausgang der Ende Juni bevorstehenden All-Uni-
ons-Konferenz der KPdSU wird weiteren Aufschluß 
geben, wie diese aufregende Entwicklung in der So-
wjetunion weiter verlaufen wird. 

Die neue Dynamik in den West-Ost-Beziehungen hat 
aber auch die amerikanische Politik ergriffen. Dies 
zeigt sich bei den START-Verhandlungen, bei denen 
eine neue Definition strategischer Stabilität versucht 
wird. Die Verbreiterung des Dialogs der Supermächte 
über Afghanistan hinaus ist eine der Voraussetzungen 
für den Erfolg bei der Regelung in anderen Krisenre-
gionen. Die Einigung über die Sicherheitsrats-Resolu-
tion 598 hat die Basis geschaffen, auf der die Bemü-
hungen um die Lösung des Konfliktes zwischen Iran 
und Irak vorangetrieben werden können. 

Bei der Diskussion sowohl über das südliche Afrika als 
auch über den Nahen Osten, Mittelamerika und Kam-
bodscha zeigt sich eine Annäherung der Standpunkte 
beider Großmächte. Das beiderseitige Interesse an ei-
ner Eingrenzung regionaler Konflikte ist erkennbar. 

Beide Staaten passen dabei auch ihr globales Engage-
ment an die ihnen verfügbaren Ressourcen an. Dieses 
Ziel wird auch jeder künftige Präsident in Washington 
verfolgen. Dies ist eine, gerade für uns als die wesent-
lichen Verbündeten, fundamental wich tige Entwick-
lung. Die weltwirtschaftlichen Gewichtsverschiebun-
gen der letzten Jahrzehnte und gerade auch der aller-
letzten Jahre haben auch sicherheitspolitische Konse-
quenzen. Wer das Atlantische Bündnis zukunftsfähig 
machen wi ll, der muß zwangsläufig seinen europäi-
schen Pfeiler stärken! 

Es geht also auch um eine Neubalancierung der Ge-
wichte in der Allianz. Lasten und Risiken im Bündnis-
bereich, aber auch außerhalb davon müssen entspre-
chend der Kraft der Bündnispartner und der Intensität 
ihrer Interessen getragen werden. Wir Europäer legen 
Wert darauf, daß gemeinsame Verantwortung für die 
Entscheidung des Bündnisses auch Mitsprache bei 
der Entscheidungsfindung bedeutet. 

Unsere Völker werden dieses Bündnis um so bereit-
williger unterstützen, je deutlicher sie erkennen, daß 
auch ihre Interessen berücksichtigt werden. Gerade 
jetzt kommt es darauf an, daß die Ausrichtung des 

Bündnisses auf Kriegsverhütung und Friedensgestal-
tung gerade auch in der Definition unserer Verteidi-
gungsanstrengungen deutlich wird. 

Dies ist das Ziel der vom Bündnis beschlossenen Fort
-entwicklung des sogenannten Gesamtkonzeptes. 

Wir wollen mit der Erstellung dieses Gesamtkonzep-
tes das Vertrauen in die bewährte, umfassend defi-
nierte Sicherheitspolitik des Bündnisses stärken. 

Wir wollen dabei auch die Frage beantworten, welche 
nuklearen und konventionellen Mittel wir für eine 
glaubhafte Abschreckung wirk lich brauchen. Dabei 
wird auch die Frage nach der Funktion, die die nu-
klearen Streitkräfte der europäischen Nuklearmächte 
für die gemeinsame Sicherheit Europas erfüllen, nicht 
unberücksichtigt bleiben können. 

Wir wollen mit diesem Gesamtkonzept auch unsere 
Ziele in der Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik 
präzisieren, aus der kein Bereich der Rüstungen aus-
gespart werden darf. Wir haben ein Rüstungskontroll-
konzept. Es muß nur fortentwickelt und dann auch 
energisch vertreten werden. 

Bei den hoffentlich bald beginnenden Verhandlun-
gen über konventionelle Stabilität geht es um die 
Kernfrage der europäischen Sicherheit. Es geht um 
mehr als nur um ein nume risches Gleichgewicht. Wir 
wollen Gleichgewicht auf einem zahlenmäßig niedri-
gen Niveau der Waffen. Wir wollen die Besei tigung 
der Fähigkeit zum Überraschungsangriff und zur 
raumgreifenden Offensive. Nachdem nunmehr Ein-
verständnis darüber besteht, daß in Wien nur über 
konventionelle, nicht aber auch schon über Nuklear-
waffen verhandelt werden soll, scheint mir auch eine 
baldige Einigung über das Verhandlungsmandat 
möglich. 

Bei den Verhandlungen über ein weltweites Verbot 
chemischer Waffen liegen westliche Vorschläge auf 
dem Tisch. Wir sollten hier bald zum Abschluß kom-
men. Bei den Nuklearwaffen darf der Rüstungskon-
trollprozeß im Interesse der europäischen Sicherheit 
nicht beim INF-Abkommen und dem in Aussicht ste-
henden START-Abkommen aufhören. Unsere Sicher-
heit ist auch durch ein großes Ungleichgewicht in 
anderen Bereichen gefährdet, etwa bei den Kurz-
streckenwaffen unter 500 km. 

Auf die WEU kommen wich tige Aufgaben bei der 
Arbeit an diesem Gesamtkonzept zu. Das Umfeld der 
europäischen Sicherheit ist in einer dynamischen Ent-
wicklung. Wir müssen definieren, was die relativ ab-
strakten sicherheitspolitischen Grundsätze der Platt-
form konkret bedeuten und wie wir sie gemeinsam 
anwenden wollen. Deshalb werden wir uns in unse-
ren Konsultationen — auch zur Vorbereitung des Ge-
sprächs mit den USA — vor allem mit folgenden The-
men befassen: 

— die spezifisch europäischen Interessen in den Ver-
handlungen über konventionelle Stabilität, 

— die möglichen Konsequenzen der START-Ver-
handlungen für Europa, 

— die Rolle der nuklearen und konventionellen Kom-
ponenten der Abschreckung, 
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— die Lastenteilung im Bündnis sowie mögliche eu-
ropäische Initiativen zur Gewährleistung ausge-
wogener transatlantischer Beziehungen. 

Europäische Konsensbildung über diese wich tigen 
Fragen kann einen zentralen Beitrag bei der Weiter-
entwicklung des westlichen Gesamtkonzeptes lei-
sten. 

Die Bundesregierung bekennt sich dazu, daß qua lita-
tive Schritte zur weiteren Integra tion der europäi-
schen Sicherheitspolitik das beste Mittel sind, um ei-
nen höheren Beitrag zur Friedenserhaltung und 
-gestaltung zu leisten. 

Die Einordnung der französischen Streitkräfte in die 
gemeinsamen Verteidigungsanstrengungen ist dabei 
sowohl verteidigungs- wie rüstungskontrollpolitisch 
von wesentlicher Bedeutung, indem die Verteidigung 
an den Grenzen verbessert wird und keine Westeu-
ropa sicherheitspolitisch spaltenden Zonen unter-
schiedlicher Sicherheit zugelassen werden. 

Wichtig ist auch die bessere Nutzung der begrenzten 
Ressourcen; dazu können politische Anstöße für einen 
einheitlichen freien Rüstungsmarkt und für ein an den 
militärischen Anforderungen orientiertes, Doppelent-
wicklungen vermeidendes System der Rüstungspla-
nung beitragen. 

Diese konkreten und nicht einfach zu lösenden Auf-
gaben müssen angegangen werden. Die WEU ist ein 
wichtiges Instrument. Sie ergänzt die Bemühungen in 
EPZ und EG. 

Die Bundesregierung vertraut dabei auf die Hilfe die-
ser Versammlung und ihrer Mitglieder. Ihre Arbeit 
hier in dieser Versammlung und zu Hause in den 
nationalen Parlamenten stellt die Bemühungen der 
Regierungen auf eine zusätzliche demokratische 
Grundlage. Unsere nationalen Parlamente, denen es 
seit der Direktwahl zum Europäischen Parlament an 
unmittelbarem Zugang zu europäischen Fragen man-
gelt, brauchen Ihre europäischen Erfahrungen, meine 
Damen und Herren. Die Regierungen brauchen Ihr 
Engagement und Ihre Kritik. Sie erfüllen damit eine 
wichtige Rolle bei der Überwindung nationaler Egois-
men. 

Ich bin Ihnen deshalb dankbar, wenn Sie die oft 
schwierige Aufgabe der Regierungen, die sicherheits-
politische Dimension der europäischen Integra tions-
politik zu entwickeln, auch in Zukunft kritisch beglei-
ten und mit Ihrem Verständnis und Ihrem Engage-
ment für einen Erfolg unserer gemeinsamen Sache 
beitragen. 

Frau Dr. Timm (SPD): Herr Präsident! Heute vormit-
tag, Herr Staatsminister, haben wir uns recht intensiv 
über die Probleme der Organisa tion der europäischen 
Sicherheit auch im Zusammenhang mit den Gremien 
der WEU, mit den Gremien des Rates und der Ver-
sammlung unterhalten. Wenn ich mich recht erinnere, 
in Bonn im Mai, als wir miteinander redeten, sprachen 
Sie davon, daß sich die Formen der Zusammenarbeit 
zu entwickeln scheinen wie in der Europäischen Poli-
tischen Zusammenarbeit, nämlich in den Haupt-
städten, und weniger — wenn ich Sie richtig verstan-
den habe — in bezug auf die Stärkung einer multila-
teralen Organisa tion der WEU. 

Sie sprachen heute sehr intensiv auch von dem Ge-
wicht der Konsultationen, von den halbjährigen Ta-
gungen unter den Regierungen auf Ministerebene 
und sagten: Wir können da fast schon vertrauensvol-
ler zusammenarbeiten und reden als im Bereich der 
europäischen Zusammenarbeit. 

Ich würde Sie in diesem Zusammenhang gerne fra-
gen: Was ist Ihre Einschätzung? Sie, glaube ich, 
würde für unsere Debatte von heute vormittag sehr 
wichtig sein in bezug auf die Zukunft der Form dieser 
europäischen Sicherheitsintegration. Welche For-
men werden sich entwickeln? Worauf müssen wir mit-
einander Schwergewicht legen: auf die Organisa tion 
oder auf das, was sich politisch an Konsultationen aus 
den Hauptstädten entwickelt? Auch im Bereich des 
Budgets ist dies eine Frage. Ich bin in diesen Gremien 
ziemlich neu. Das a lles ist mir aber in diesen Tagen als 
sehr bedeutsam aufgefallen. 

Darf ich noch eine zweite Frage, Herr Präsident, zu 
einem ganz anderen Gebiet stellen? — Herr Staatsmi-
nister, Sie haben davon gesprochen — auch darüber 
haben wir in diesen Tagen hier sehr viel geredet —, 
wie man die Entwicklung in Sowjet-Rußland einschät-
zen kann und sollte nach dem Gipfeltreffen und der 
erfolgreichen Unterzeichnung der Verträge. Sie spre-
chen — wenn ich es recht sehe — von der Chance 
einer besseren Zusammenarbeit mit einem besseren 
und berechenbareren Partner. Dies ist nun sehr inter-
essant. Das möchte ich — wenn Sie mögen und kön-
nen — ein bißchen besser und weiter ausgeführt hö-
ren; denn im Grunde ist die Dynamik, die in dieser 
Entwicklung steckt, gerade das, was hier — wie mir 
scheint — eine ganze Reihe unserer konservativen 
Kollegen so beängstigt; mich weniger, muß ich geste-
hen. Dazu würde ich gerne Ihre Einschätzung kennen. 
Wenn es berechenbarer ist, muß für uns in der Dyna-
mik eine größere Chance liegen als in den Ängsten, 
die unsere konservativen Kollegen hier noch sehr 
stark zum Ausdruck bringen. 

Herzlichen Dank. 

Staatsminister Schäfer (Bundesrepublik Deutsch-
land): Frau Kollegin Timm, es ist für mich als Vertreter 
einer Regierung sehr schwer, über die Zukunft der 
Organisation der WEU Maßgebliches anzuregen. Ich 
wollte bei meiner Rede vor den deutschen Parlamen-
tariern zum Ausdruck bringen, daß es notwendig ist, 
daß wir uns mehr als bisher informieren, d. h., daß 
— national gesehen — die Regierungen mit ihren je-
weiligen Parlamentariern vor Ort in den Hauptstädten 
engere Kontakte aufnehmen und Informationen früh-
zeitiger geben. Das war ein altes Petitum der Mitglie-
der dieses Hauses. 

Wir können hier natürlich nicht für andere Regierun-
gen sprechen. Wir haben es jetzt versucht. Ich hoffe, 
daß das fortgesetzt wird. Ich bin allerdings auch der 
Meinung, nachdem ich die Stimmung heute hier von 
einigen Abgeordneten gehört habe, daß man, Herr 
Präsident, natürlich auch darüber nachdenken kann, 
inwieweit man die unmittelbaren Informationen der 
Mitglieder dieser Parlamentarischen Versammlung 
über die Tagungen und Besprechungen auf Minister-
ebene verbessern könnte, d. h. Informationen und 
Texte schneller zur Verfügung stellen könnte, damit 
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sie in diesen Prozeß der Konsultationen stärker einbe-
zogen sind und dann auch frühzeitiger sowohl in ihren 
jeweiligen Hauptstädten wie auch hier reagieren kön-
nen. Ich glaube, das ist eine Frage, die sicher wich tig 
ist. 

Sie meinten es ja, Frau Timm, in dem Sinn: Welche 
Rolle wird dieses Gremium in Zukunft spielen? Ich 
gehe davon aus, daß bei den wachsenden Bemühun-
gen der beiden Großmächte, sich in vielen Fragen 
schnell verständigen zu können, das europäische In-
teresse jetzt sein muß, sich sozusagen dazwischen gut 
zu behaupten und die eigenen Vorstellungen mehr ins 
Spiel zu bringen, um nicht das Gefühl zu bekommen, 
wir werden von den beiden Großmächten in einer 
ganzen Reihe von Fragen möglicherweise überspielt. 
Ich unterstelle das gar nicht, weil der amerikanische 
Präsident immer wieder betont, daß er konsultiert. 
Aber Europa hat ja spezifische Interessen. Ich glaube, 
die muß man gerade in der WEU, was die Sicherheits-
politik betrifft, deutlich formulieren und einbringen 
können. Das würde zu einer Stärkung unserer Rolle 
beitragen können in einem Prozeß der zweifellos an-
gefangen hat. 

Zur zweiten Frage, zur weiteren Entwicklung in der 
Sowjetunion, Frau Kollegin. Es wird den Deutschen 
gelegentlich vorgeworfen — ich glaube, das ist ein 
etwas unsinniger Vorwurf — , wir seien vielleicht die-
jenigen, die diese Entwicklung am sympathischsten 
fänden und dafür auch eine gewisse Eupho rie entwik-
kelten. Ich halte diesen Vorwurf für unberech tigt; 
aber wir sind vielleicht in der Lage, Feindbilder etwas 
schneller abzubauen — das möchte ich hier sagen 
dürfen — , als es andere können. 

Ich meine aber, wir versuchen natürlich auch, da wir 
ja nun wirklich an der Grenze dieses Ost-West-Sy-
stems stehen, Entwicklungen in der Weise zu verfol-
gen, daß wir nicht erst abwarten wollen, bis der aller-
letzte Beweis erbracht worden ist, daß das hervorra-
gend ausgehen wird. Wir versuchen vielmehr, schon 
auf dem Wege dorthin a lles zu tun, damit diese Ent-
wicklungen vorangetrieben werden können. Ich 
meine, wir sollten uns nicht zurücklehnen und sagen: 
Wir sehen einmal zu, ob sich Gorbatschow durchsetzt 
oder scheitert. Wir müssen vielmehr in einer frühen 
Phase alles tun, um ein solches Scheitern letztlich in 
unserem Interesse zu verhindern. Das läßt sich natür-
lich durch den Dialog und durch die KSZE ermögli-
chen. Das läßt sich ferner dadurch ermöglichen, daß 
man mit den Sowjets über Menschenrechte und Abrü-
stung hart verhandelt, aber auch den Bereich einer 
besseren wirtschaft lichen Kooperation nicht außer 
acht läßt, die diesen Prozeß möglicherweise beför-
dern. 

Wir wissen nicht, wie dieser Prozeß zu Ende geht, aber 
es besteht für uns keinerlei Grund, so lange zu warten, 
bis ein solcher Prozeß abgeschlossen ist. Man sollte 
diesen Prozeß mit aller gebotenen Vorsicht jetzt schon 
nutzen, ohne jede Eupho rie, aber mit Rea lismus. 

Vielen Dank. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Minister, darf ich Ihnen eine 
Frage stellen, die mir als deutschem Abgeordneten in 
dieser Versammlung in den vergangenen Monaten 
wiederholt gestellt worden ist. Welche Bedeutung hat 

die verstärkte französisch-deutsche Zusammenarbeit, 
die sich beispielsweise in dem gemeinsamen Vertei-
digungsrat oder — noch spektakulärer — in der Auf-
stellung einer gemeinsamen französisch-deutschen 
Brigade ausdrückt? 

Ich möchte nicht verhehlen, daß mir diese Frage 
manchmal auf Grund einer gewissen Ir ritation gestellt 
wurde und daß durch die verstärkte Zusammenarbeit 
bei Kolleginnen und Kollegen anderer Länder auch 
eine gewisse Beunruhigung hervorgerufen wurde. 
Deshalb möchte ich Sie bitten, den Standpunkt der 
deutschen Bundesregierung dazu darzulegen. 

Schönen Dank. 

Staatsminister Schäfer (Bundesrepublik Deutsch-
land) : Herr Kollege, Sie stellen eine Frage, die mir von 
Abgeordneten dieses Hauses auch bei Dialogen in 
Bonn schon wiederholt gestellt worden ist. Es ist im-
mer etwas schwierig, einen solchen Prozeß in allen 
Details zu beschreiben. Ich glaube, zunächst darf man 
feststellen: Die deutsch-französische Zusammenar-
beit funktioniert sehr gut, und sie dient dem Ganzen. 
Es gibt also weder einen deutsch-russischen Sonder-
weg, wie einige vermuten, die uns nicht sonderlich 
mögen, noch gibt es einen deutsch-französischen Son-
derweg gegen oder neben Europa. Es kann nur eine 
deutsch-französische Zusammenarbeit geben, die Eu-
ropa stärkt. 

Angesichts des besonderen militärischen Verhältnis-
ses, der Relation Frankreichs zur NATO und zu ande-
ren Systemen und der besonderen Ro lle, die Frank-
reich spielt, ist es, glaube ich, sehr gut für Europa, 
wenn die Fronten durch eine gemeinsame deutsch-
französische Ini tiative etwas aufgelockert werden. Ich 
habe mit großem Interesse die Reaktion des französi-
schen Publikums auf diese Entwicklung verfolgt. In 
Umfragen wird das von der großen Mehrheit begrüßt, 
die Erkenntnis setzt sich durch, daß Frankreichs Ver-
teidigung nicht erst am Rhein beginnen kann, sondern 
zwangsläufig weiter östlich beginnen muß, wenn man 
moderne Strategien untersucht. Unsere Bemühungen 
in Frankreich gehen in die Richtung, daß wir Frank-
reich gemeinsam mit unseren Streitkräften in dem 
gemeinsamen Gedanken sehen möchten, dieses 
ganze Europa und nicht nur einen Teilbereich zu ver-
teidigen. Wenn Sie mit dieser Antwortzufrieden sind, 
möchte ich mich gern darauf beschränken. 

Es gibt eine zusätzliche Überlegung, die ich hier noch 
nennen möchte. Bei der französischen B rigade hat 
auch die Frage eine Rolle gespielt, ob die französische 
Verpflegung für Soldaten möglicherweise besser als 
die deutsche ist. 

Schmidt (München) (SPD): Herr Staatsminister, zur 
Einleitung Ihrer Rede haben Sie der WEU das etwas 
zweifelhafte Kompliment gemacht, daß man hier Fra-
gen besprechen kann, die man im Rahmen der EPZ 
„noch nicht" — so war die Formulierung — bereden 
kann. Darf ich aus der Formulierung „noch nicht" 
schließen, daß die Bundesregierung anstrebt, Vertei-
digungsfragen in die EPZ, also in die Europäische 
Gemeinschaft, hineinzutragen, und, wenn dies so 
wäre, ist sich die Bundesregierung der rechtlichen 
und politischen Schwierigkeiten bewußt? 
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Als letztes: Worin soll eigentlich der Vorteil liegen, 
das aus diesem Gremium, wohin es gehört, herauszu-
nehmen und in die EPZ hineinzunehmen? 

Staatsminister Schäfer (Bundesrepublik Deutsch-
land): Herr Kollege, aus meinem „noch" haben Sie 
ungeheure Schlüsse gezogen. Ich muß Ihnen sagen: 
So ist es natürlich nicht gemeint gewesen. Wir sind 
uns der Schwierigkeiten und auch der rechtlichen 
Lage durchaus bewußt, und deshalb setzen wir so 
stark auf die WEU. Nur können wir und kann niemand 
hier ausschließen, daß in der Europäischen Gemein-
schaft eine Entwicklung einsetzt, die, wie wir alle hof-
fen, zu einer politischen Union führen soll, bei der man 
eines Tages auch — darauf bezog sich das „noch" — 
über Verteidigung nachdenkt. Dann wäre die WEU 
möglicherweise überflüssig. Aber Sie können sicher 
sein, daß das noch ein langer Prozeß ist und wir nicht 
die Absicht haben, die WEU schnell durch die EPZ zu 
ersetzen. Wir setzen zunächst auf die WEU und deren 
Erweiterung, und wir glauben, daß sie einen ganz ent-
scheidenden Beitrag zur Formulierung einer europäi-
schen Sicherheitspolitik im Rahmen unserer Bündnis-
verpflichtungen leisten muß. 

Die EPZ geht weiter, und wir haben in vielen, vielen 
Fragen — ich darf an regionale Konflikte erinnern — 
ein hervorragendes Verhältnis gefunden. Resolutio-
nen waren in sehr vielen Fällen durchaus leichter, 
manchmal leichter als die Überwindung gewisser 
Agrarprobleme zu erreichen. Ich bin der Auffassung, 
das „noch" ist, wenn Sie so wollen, ganz langfristig zu 
verstehen, und eine solche Entwicklung sollte nicht 
ausgeschlossen werden. Aber wir haben nicht die Ab-
sicht, die WEU möglichst schnell obsolet zu machen 
und durch die EPZ zu ersetzen. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, ich möchte 
an die Frage meines Kollegen Ahrens anschließen. Sie 
haben vorhin, bezogen auf die deutsch-französische 
Zusammenarbeit angeführt, daß Sie sehr daran inter-
essiert sind, daß die Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland nicht am Rhein, sondern weiter vorn be-
ginnt. Nur, wenn ich den WEU-Vertrag richtig inter-
pretiere, gibt es nach ihm eine automatische Bei-
standspflicht. Dies könnte nicht zulassen, daß die Ver-
teidigung der Bundesrepublik erst am Rhein begin-
nen würde. 

Meine Frage in dem Zusammenhang ist, ob beispiels-
weise die Hervorhebung der deutsch-französischen 
Zusammenarbeit gleichzeitig die Leistungen anderer 
WEU-Staaten richtig einschätzt. Mit Verlaub darf ich 
an die Stationierung und die Aufgaben der britischen 
Rheinarmee in der Bundesrepublik Deutschland erin-
nern. Es ist ein ständiger Prozeß, der da über Jahre 
geleistet wird, und wir als Bundesrepublik müssen 
diese Leistung anerkennen. Ich frage also, ob die Her-
ausstreichung der deutsch-französischen Zusammen-
arbeit nicht ein bißchen überpointiert ist und die Lei-
stungen anderer vernachlässigt. 

Staatsminister Schäfer (Bundesrepublik Deutsch-
land) : Herr Kollege, das wäre völlig richtig, wenn der 
Eindruck entstanden wäre, daß die Herausstreichung 
der deutsch-französischen Zusammenarbeit in Eu-
ropa, wo auch immer, möglicherweise Gefühle erregt 
hätte, die Europa nicht nützlich wären. Ich würde das 

sehr bedauern. Ich möchte auch jeden davor warnen, 
die Herausstreichung der deutsch-französischen Zu-
sammenarbeit so zu be treiben, daß ein solcher Ein-
druck entstehen könnte. Die deutsch-französische Zu-
sammenarbeit wird, glaube ich, von allen Staaten in 
Westeuropa, auch von den WEU-Staaten, als sehr 
nützlich und sehr positiv gesehen. Sie ist ein wich tiges 
Element — um nicht zu sagen: ein wesentliches Ele-
ment — der Einigung Europas. Aber sie darf nicht als 
eine Art  Sonderweg mißverstanden werden. 

Ich darf an dieser Stelle nachdrücklich zum Ausdruck 
bringen — ich hätte das gestern gern auch meinem 
Freund David Mellor gesagt —, daß die Leistungen 
anderer Staaten, die im Rahmen des NATO-Bündnis-
ses auf deutschem Territorium militärisch seit Jahren 
präsent sind, von uns keineswegs vergessen oder gar 
minder geachtet werden. Das gilt insbesondere für die 
britische Rheinarmee, aber natürlich auch für Ver-
bände aus Kanada, Belgien, Holland usw. Das über-
sehen wir keineswegs. 

Aber ich bitte doch, uns auch nicht vorzuwerfen, daß 
unsere besonderen Bemühungen um Frankreich ih-
ren Hintergrund in der besonderen Lage Frankreichs 
haben. Wir glauben, diese besondere deutsch-franzö-
sische Zusammenarbeit im Rahmen der NATO in be-
zug auf unsere politische Zusammenarbeit — militä-
risch gesehen außerhalb der NATO, aber in einem 
Verhältnis, das nicht gegen die NATO gerichtet ist — 
und auch innerhalb der WEU nützt letztlich der Ver-
teidigung Europas, nützt letztlich auch Frankreich, 
nützt der Bundesrepublik und richtet sich nicht — ich 
muß das ausdrücklich noch einmal betonen — gegen 
irgend ein anderes Mitglied der WEU oder gegen 
irgendeinen der mit uns befreundeten Staaten in der 
NATO. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Zusammenarbeit zwischen Europa 
und den Vereinigten Staaten und Kanada 

in Sicherheitsfragen 

(Drucksache 1137) 

Berichterstatter: Abg. Pontillon (Frankreich) 

(Themen: Verteilung der Verteidigungslasten und der 
politischen Verantwortlichkeiten im Atlantischen 
Bündnis — Transatlantische Mißverständnisse — Re-
gelmäßige politische Konsultationen und Ausbau der 
parlamentarischen Kontakte zwischen Europa und 
Nordamerika — Haager Plattform und Festlegung der 
europäischen Sicherheitsanforderungen) 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich möchte mit einem D ank an 
unseren Berichterstatter M. Pontillon beginnen, und 
zwar nicht nur für die Ausarbeitung dieses Berichts, 
sondern auch für die gezielten und sachkundigen Fra-
gen, mit denen er während unseres Besuchs in den 
USA und Kanada immer wieder die Diskussion berei-
chert hat. 

Wir haben diesen Bericht im Ausschuß diskutiert, den 
operativen Teil zweimal, den Berichtsteil aus Zeit- 
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gründen nur einmal; er ist im Ausschuß nach Anre-
gungen unserer Kollegen entsprechend ergänzt und 
geändert worden. 

Mit dem Besuch, den der Ausschuß und auch das Prä-
sidentenkomitee in den USA gemacht haben, haben 
wir den Dialog mit unseren beiden Verbündeten jen-
seits des Atlantiks fortgesetzt. Persönlich bin ich im-
mer wieder überrascht oder gar betroffen, mit welcher 
Fülle von Problemen man im Gespräch mit Vertretern 
der Weltmacht USA konfrontiert wird. Dabei ist es 
sicherlich kaum zu vermeiden, daß man auf Mißver-
ständnisse in der Beurteilung der Entwicklung in den 
verschiedensten Teilen der Welt und auch in der Be-
urteilung der Situation in Europa stößt. So hört man 
auch heute noch hin und wieder die Auffassung, eine 
Stärkung der WEU könne zu einer Abkopplung Euro-
pas und damit zu einer Spaltung des Bündnisses füh-
ren. 

Wir haben in unseren Gesprächen versucht, solche 
Mißverständnisse zu beseitigen, Mißtrauen abzu-
bauen und darauf hingewiesen, daß eine Brücke im-
mer nur so stark ist wie ihr schwächster Pfeiler. Es ist 
übrigens dasselbe Mißverständnis, auf das ich heute 
nachmittag im Gespräch mit Staatsminister Schäfer 
hingewiesen habe, das auch in dieser Versammlung 
geherrscht hat, als über eine intensivere deutschfran-
zösische Zusammenarbeit berichtet wurde. 

Sehr unterschiedliche Auffassungen bestehen weiter-
hin in der Frage des burden sharing. Wir müssen ver-
suchen darzulegen, aus welchen Gründen alleine eine 
Bewertung der Leistungen unserer Länder nach Pro-
zentziffern nicht ausreicht. Meine Damen und Herren, 
für mich ist das auch nur Erbsenzählerei, genauso 
unsinnig wie in vielen anderen Bereichen. 

Wir haben ganz sicherlich die Einrichtung eines stän-
digen Kontakts mit beiden Häusern des US-Kongres-
ses nötig. Dabei kenne ich die Schwierigkeiten, die 
der Realisierung einer solchen Forderung entgegen-
stehen, etwa der ständige Wahlkampfdruck, der auf 
unseren Kollegen im Repräsentantenhaus lastet, da-
neben auch die Abneigung mancher Senatoren, mit 
europäischen Politikern auf gleichem Niveau zu ver-
handeln und zu sprechen. Gleichwohl ist ein solcher 
ständiger Kontakt mit beiden Häusern des US-Kon-
gresses das einzige Mittel, um in Zukunft Mißver-
ständnisse zu vermeiden. 

Herr Präsident, Sir Geoffrey hat soeben empfohlen, 
wir sollten mit den Kolleginnen und Kollegen der 
Nordatlantischen Versammlung zusammenkommen. 
Ich möchte einen anderen Vorschlag machen. Sie wis-
sen, daß wir im Europarat einmal im Jahr bei der Dis-
kussion des OECD-Berichts die Kolleginnen und Kol-
legen aus dem US-Kongreß und aus dem kanadi-
schen Parlament bei uns in Straßburg treffen. Warum 
sollte es nicht möglich sein, die zuständigen Kollegin-
nen und Kollegen beider Parlamente nach Paris ein-
zuladen, um mit ihnen zusammen im Ausschuß oder 
auch in den Plenarsitzungen über Fragen der gemein-
samen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik zu dis-
kutieren. Wir sollten das jedenfalls einmal versuchen. 
Ich bin davon überzeugt, daß bei einer entsprechen-
den Vorbereitung ein solches Treffen Gewinn bringen 
wird. 

Sicherlich ist es auch nötig, einen besseren Kontakt 
zur öffentlichen und veröffentlichten Meinung in 
Nordamerika zu finden. Häufiger als bisher müssen 
Meldungen über unsere Arbeit, unsere Probleme, 
aber auch über unsere Lösungsvorschläge über den 
Atlantik dringen. 

Auch bei unserem letzten Besuch habe ich wieder 
empfinden können, wie sehr man sich in Kanada zu 
Hause fühlt, wenn man aus den USA kommt, fast so, 
als sei man in Europa. 

Dies wurde bei dem besonders herzlichen Empfang 
deutlich, den uns die Kolleginnen und Kollegen des 
kanadischen Parlaments bereitet haben. Es wurde 
aber auch durch die Tatsache bestätigt, daß Kanada 
ebenso wenig wie die Staaten Westeuropas eine 
Großmacht ist, daß deshalb unsere Probleme und 
auch unsere Lösungsvorschläge weithin kongruent 
sind, jedenfalls aber para llel verlaufen. 

Ich teile die auch in dieser Debatte zum Ausdruck 
gekommene Auffassung, daß wir Kanada auf keinen 
Fall  vergessen dürfen. Ich werde vorschlagen, daß wir 
bei der nächsten Reise einmal über Ottawa nach Wa-
shington fahren. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich danke Ihnen, auch im Namen des Aus-
schusses, für die Beiträge, die Sie heute nachmittag 
geleistet haben. Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn 
Sie morgen bei der Abstimmung diesem Bericht zu-
stimmen würden. 

Empfehlung 459 

betr. Zusammenarbeit zwischen Europa 
und den Vereinigten Staaten und Kanada 

in Sicherheitsfragen 

Die Versammlung 

(i) vertritt die Ansicht, daß der Entschluß der Mit-
gliedstaaten der WEU, durch die Neubelebung 
der Organisa tion zum Aufbau Europas beizutra-
gen, eine Festigung der Beziehungen zwischen 
Europa und seinen nordamerikanischen Ver-
bündeten bedeutet, wie in der Haager Plattform 
zum Ausdruck gebracht; 

(ii) begrüßt die Bestätigung der diesbezüglichen 
Übereinstimmung zwischen beiden Seiten des 
Atlantiks, die belegt wird durch die öffentliche 
Befürwortung der Neubelebung der WEU und 
der Haager Plattform durch den amerikanischen 
Präsidenten; 

(iii) ist davon überzeugt, daß die Aufrechterhaltung 
bedeutender amerikanischer Streitkräfte auf 
westeuropäischem Territorium als Faktor der 
Abschreckung von größter Bedeutung für die 
Sicherheit aller Mitglieder des Atlantischen 
Bündnisses ist; 

(iv) nimmt mit Befriedigung zur Kenntnis, daß die 
Regierungen der Vereinigten Staaten und Kana-
das nicht die Absicht haben, ihre militärischen 
Verpflichtungen im konventionellen und nu-
klearen Bereich in Europa in Frage zu stellen; 
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(v) ist sich bewußt, daß den staatlichen Stellen und 
der Öffentlichkeit in den Mitgliedstaaten des 
Bündnisses deutlich vor Augen geführt werden 
muß, daß eine starke und ausgewogene Zusam-
menarbeit zwischen beiden Seiten des Atlantiks 
die Existenz eines europäischen Pfeilers erfor-
dert; 

(vi) bekräftigt die Notwendigkeit einer gerechten 
Verteilung der Verteidigungslasten verbunden 
mit einer besseren Verteilung der politischen 
Verantwortlichkeiten im Bündnis und betont 
nachdrücklich die Notwendigkeit von regelmä-

ßig stattfindenden politischen Konsultationen 
und einer wirklichen Partnerschaft zwischen Eu-
ropa und Amerika; 

(vii) ist überzeugt, daß die Verhandlungen über Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa, Abrü-
stung oder Rüstungsbegrenzung, von denen sie 
zuversichtlich hofft, daß sie 1988 aufgenommen 
werden können und zu positiven Ergebnissen 
führen, dazu beitragen sollten, die Grundlagen 
der gemeinsamen Verteidigung zu stärken; 

(viii) ist ebenfalls davon überzeugt, daß die europäi-
sche Zusammenarbeit in Sicherheitsangelegen-
heiten und die Interessen des Bündnisses es ver-
langen, die Gefahren, die durch Ereignisse in 
Gebieten außerhalb des NATO-Vertragsberei-
ches entstehen könnten, zu berücksichtigen; 

— begrüßt es, daß die von verschiedenen Staa-
ten durchgeführten Operationen zur Ge-
währleistung der freien Schiffahrt im Golfge-
biet im gegenseitigen Einverständnis erfolg-
ten; 

— stellt fest, daß diese Operationen zeigen, wie 
notwendig eine kontinuierliche und enge Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten unterein-
ander ist; 

(ix ) äußert den Wunsch, den Meinungs- und Gedan-
kenaustausch mit dem amerikanischen Kongreß 
und dem kanadischen Parlament weiter auszu-
bauen, noch regelmäßiger durchzuführen und 
ihn zu institutionalisieren; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die Regierungen und Parlamente der Mitgliedstaa-
ten des Atlantischen Bündnisses regelmäßig über 
seine Aktivitäten zu unterrichten; 

2. den Medien und der Öffentlichkeit in Nordamerika 
regelmäßig hinlängliche Informationen über die 
Art, den Umfang und die Ziele der Neubelebung 
der WEU, die spezifischen Sachzwänge der WEU

-

Mitgliedstaaten in Sicherheitsfragen und über die 
europäische Zusammenarbeit in diesem Bereich 
zur Verfügung zu stellen; 

3. mit Unterstützung der WEU-Agentur die in den 
Vereinigten Staaten und Kanada publizierten An

-

sichten über die Zukunft des Atlantischen Bündnis-
ses zu untersuchen; 

4. die Lastenverteilung auf die Tagesordnung seiner 
zukünftigen Treffen zu setzen unter Berücksichti-
gung der Bedenken und der widersprüch lichen 
Analysen, die in Nordamerika und in Europa zu 
diesem Punkt vorgelegt werden; 

5. die Agentur anzuweisen, eine Untersuchung über 
jeden Faktor auszuarbeiten, der bei der Bewertung 
der Verteidigungslasten zu berücksichtigen ist, die 
jedes Bündnismitglied für die Gewährleistung der 
gemeinsamen Sicherheit zu tragen hat, und diese 
Studie der Versammlung vor Jahresende vorzule-
gen; 

6. die Konsequenzen zu untersuchen, die der kanadi-
sche Beschluß, die für die Stationierung in Norwe-
gen vorgesehene B rigade in die Bundesrepublik zu 
verlegen, für die Sicherheit Westeuropas insge-
samt haben könnte; 

7. weiterhin die Auswirkungen der am 27. Oktober 
1987 verabschiedeten Haager Plattform im Hin-
blick auf die Festlegung der europäischen Sicher-
heitsanforderungen im Bereich Abrüstung und Rü-
stungskontrolle zu untersuchen und dabei 

(i) insbesondere hervorzuheben, welche Bedeu-
tung die Abrüstung im konventionellen Be-
reich, durch die ein Gleichgewicht auf niedrig-
stem Niveau in diesem Bereich hergestellt 
würde, für die Sicherheit Westeuropas hat und 
darauf hinzuweisen, daß ohne ein solches 
Gleichgewicht jedes Abkommen zur Begren-
zung der nuklearen Kurzstreckenwaffen die 
Folgen des derzeitigen Ungleichgewichts nur 
noch verschlimmern würde; 

(ii) auf den baldigen Abschluß eines in allen Tei-
len zufriedenstellenden Abkommens über die 
Abschaffung der chemischen Waffen zu drän-
gen, d. h. ein Abkommen, das rigorose Verifi-
kationsverfahren vorsieht; 

(iii) die Regierung der Vereinigten Staaten drin-
gend zu ersuchen, die Truppenstärke der in 
Europa stationierten Truppen nicht ohne ein 
vorheriges zufriedenstellendes Abkommen 
über eine wirksam nachprüfbare Abrüstung im 
konventionellen Bereich zu reduzieren; 

8. regelmäßig zweckdienliche Informationen mit der 
amerikanischen Regierung über Ziele und militäri-
sche Maßnahmen der Mitgliedstaaten der WEU 
und der Vereinigten Staaten im Persischen Golf 
auszutauschen; 

9. alle Bedrohungen des internationalen Friedens als 
Diskussionspunkte in den im Rat stattfindenden 
Meinungsaustausch aufzunehmen. 
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Donnerstag, 9. Juni 1988 

Tagesordnungspunkt: 

Die Abrüstung 

(Drucksache 1147) 

Berichterstatter: Abg. Kittelmann (Bundesrepublik 
Deutschland) 

(Themen: Ratifizierung des INF-Vertrages — Aussich-
ten für Westeuropa nach dem Moskau-Gipfel — Rü-
stungskontroll- und Abrüstungspolitik der WEU — 
Rolle  der Nuklearwaffen — Forschungsarbeiten zur 
Verifikationstechnologie — Aufgaben der WEU-Agen-
tur) 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Ratifizierung des INF-Vertrages 
ist ein großartiges Ereignis mit möglichen historischen 
Konsequenzen auf dem Wege zu einer weltweiten 
Abrüstung. 

Meine Damen und Herren, das letzte Gipfeltreffen in 
Moskau zwischen den politischen Führungen der 
USA und der UdSSR, immerhin das vierte dera rtige 
Treffen in 30 Monaten, ist ein weiterer Schritt in Rich-
tung auf Rüstungsbegrenzung, obschon die Rüstungs-
kontrolle, alles in allem gesehen, nur einen kleinen 
Teil der Tagesordnung bei diesem Gipfeltreffen in 
Moskau eingenommen hat. 

Zu einer Zeit, wo vertrauensbildende Maßnahmen in 
Wien und in Genf als fast genauso wich tig wie die 
tatsächlichen Abrüstungsverfahren angesehen wer-
den, können regelmäßige Treffen der Führungen der 
beiden Supermächte mit Recht als die vertrauensbil-
dende Maßnahme par excellence bezeichnet werden. 
Dabei ist immer wieder Voraussetzung, daß die bei 
einem solchen Treffen meistens mit erzeugte Eupho-
rie nicht dazu führt, daß Entscheidungen gefällt wer-
den, ohne daß den Sicherheitsinteressen der Bündnis-
partner gebührend Rechnung ge tragen wird. Für die 
westliche Seite trifft es generell zu, daß Konsultatio-
nen, Briefings und mündliche Berichterstattung regel-
mäßig und in ausführlicher A rt  und Weise durchge-
führt werden und daß das Bündnis insgesamt Versu-
che unterstützt, bilaterale Übereinkommen zwischen 
den USA und der UdSSR über eine Reihe von Fragen 
sicherzustellen. Das gilt auch für den INF-Vertrag, 
und das wird auch auf ein mögliches bilaterales Über-
einkommen zur Begrenzung der s trategischen Flug-
körper zutreffen. 

Trotzdem war es enttäuschend, daß ein Übereinkom-
men über eine 50prozentige Reduzierung der strate-
gischen Systeme der USA und der UdSSR nicht recht-
zeitig für den Gipfel fertiggestellt werden konnte; 
denn mit einem solchen Vertrag wären viele Tau-
sende Nuklearwaffen abgeschafft worden, wobei es 
gleichzeitig dem Bündnis möglich gewesen wäre, 
seine abschreckungsstrategische Bedeutung beizube-
halten. 

Es ist wichtig, daß die präzis festgelegten Erforder

-

nisse für ein wirksam verifizierbares Übereinkommen 
nicht zugunsten übergroßer Eile geopfe rt  werden. Rü

-

stungskontrolle sollte nicht zu einem Selbstzweck 
werden. Wir müssen uns für eine kohärente Verbin-
dung zwischen unseren rüstungskontrollpolitischen 
Zielen und unseren gesamten Sicherheitserfordernis-
sen einsetzen. Die nach dem NATO-Gipfel im März 
1988 herausgegebene Erklärung war ein Echo auf die 
Haager Plattform der WEU vom Oktober 1987, die 
genau diesen Punkt ansprach und die die Fortschritte 
im Hinblick auf ein umfassendes Rüstungskontroll-
konzept bekräftigte. 

Meine Damen und Herren, wesentlich ist, daß Europa 
nicht gestatten sollte, daß seine eigenen lebenswich-
tigen regionalen Interessen weggewischt werden von 
globalen Erwägungen. Insbesondere müssen wir im 
Rahmen einer 50prozentigen Reduzierung der strate-
gischen Flugkörper der USA und der UdSSR weiter-
hin sicherstellen, daß ein derar tiges Übereinkommen 
keine Restriktionen für die Streitkräfte der westeuro-
päischen Staaten beinhaltet. 

Dieses Beispiel für Bedenken auf westeuropäischer 
Seite ist symptomatisch für das größere Dilemma, in 
dem wir uns befinden und dem sich das westliche 
Bündnis bei „Nachwirkungen" von INF und vielleicht 
auch bei START gegenüber sieht. Dieses Problem 
liegt in dem offensichtlichen Fehlen eines allgemei-
nen Bündniskonzepts im Hinblick auf die Rolle der 
nuklearen Waffen. 

Meine Damen und Herren, in den letzten 20 Jahren 
sind eine große Zahl von Veränderungen in Europa, 
den Vereinigten Staaten, der UdSSR und in der gan-
zen Welt eingetreten. Politische, militärische, wirt-
schaftliche, technologische, soziale und demographi-
sche Veränderungen haben zu einer Welt geführt, die 
ganz anders aussieht als die Welt, für die das Bündnis 
zunächst seine nukleare Haltung und Doktrin fest-
legte. Die Palette der Themen, die beim letzten Gip-
feltreffen erörtert wurden, ist, für sich gesehen, ein 
deutlicher Beweis für die Entwicklung in den Ost

-

West-Beziehungen. Wir müssen jetzt eine Bestands-
aufnahme der nuklearen Situa tion vornehmen, um si-
cherzustellen, daß die Ost-West-Beziehungen stabil 
und ausgewogen bleiben. Daher auch der Vorschlag 
— den wir demnächst hoffentlich diskutieren wer-
den — einen „nuklearen Harmel-Bericht" zu erstel-
len, der die ersten Anfangsprinzipien bekräftigt, in-
dem er die grundlegende Rolle der nuklearen S treit-
kräfte des Bündnisses überprüft und dann darüber 
hinaus die spezifischen Systeme untersucht sowie die 
angestrebte Doktrin und die erforderlichen Kapazitä-
ten, mit denen langfristig die westlichen Abschrek-
kungsziele sichergestellt werden sollen. 

Unabdingbarer Bestandteil des zu erstellenden Be-
richts wäre eine Untersuchung der vielen einzelnen 
und verschiedenen Rüstungskontrollinitiativen, die 
jetzt zur Debatte stehen, angefangen von der 50pro-
zentigen Reduzierung des strategischen Offensivpo-
tentials bis zu Verhandlungen über Reduzierungen 
der konventionellen Streitkräfte und Waffen sowie die 
Auswirkungen auf die Bündnispolitik und -doktrin. 

Was die westeuropäischen Prioritäten bet rifft, so sind 
die ins Auge gefaßten Verhandlungen zwischen den 
23 Staaten der NATO und des Warschauer Pakts zur 
Herbeiführung von größerer Stabilität bei den kon- 
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ventionellen Streitkräften in Europa vom Atlantik bis 
zum Ural, wie es in unserem Bericht heißt, von größter 
Bedeutung angesichts des derzeitigen Ungleichge-
wichts zugunsten des Ostblocks. 

Wir wissen, ein wichtiger Grund für die Instabilität 
sind die überlegene militärische Präsenz der Sowjets 
in Europa und ihre Fähigkeit zum Überraschungsan-
griff und zur raumgreifenden Offensive. Es steht zu 
hoffen, daß mit dem INF-Vertrag ein Beispiel geschaf-
fen worden ist, das zur Gewährleistung asymmetri-
scher Reduzierungen beitragen wird. Es ist zu erhof-
fen, daß die sowje tische Seite ein ähnliches Vorgehen 
bei der Reduzierung des konventionellen Bereichs 
unterstützen wird. 

Die nächste Priorität des Bündnisses liegt dann in ei-
ner umfassenden Ächtung der chemischen Waffen, 
worüber wir uns hier schon mehrfach ausführlich un-
terhalten haben. 

Meine Damen und Herren, wie sollte der praktische 
Beitrag der WEU zum Rüstungskontrollprozeß ausse-
hen? An erster Stelle ist zu sagen, daß es kaum mehr 
als etwa 100 Personen in Europa gibt, die sich mit der 
Forschung im Bereich der Verifikationstechnologie 
beschäftigen, einem Bereich, der bereits jetzt von al-
lergrößter Bedeutung für den Erfolg jedes Rüstungs-
kontrollabkommens ist und der sich als noch viel 
wichtiger im konventionellen Bereich erweisen wird. 
Die Regierungen der Mitgliedstaaten der WEU sollten 
schon jetzt ein Sofortprogramm für Forschungsarbeit 
über die Verifikationstechnologie einleiten, damit 
Westeuropa bereit ist, auf praktische A rt  und Weise 
einen Beitrag zu konventionellen Rüstungskontroll-
vereinbarungen zu leisten, wenn es dafür an der Zeit 
ist. 

Meine Damen und Herren, zusammengefaßt kann ge-
sagt werden, daß der Moskauer Gipfel Westeuropas 
Aussichten auf Abrüstung verändert hat. Er hat eine 
Möglichkeit geboten, eine Bestandsaufnahme vorzu-
nehmen und die spezielle Ro lle zu untersuchen, die 
Westeuropa in Zukunft spielen könnte. Wir dürfen uns 
diese Gelegenheit nicht entgehen lassen. 

Der Verteidigungsausschuß bittet Sie, meine Damen 
und Herren, um Annahme der vorliegenden Empfeh-
lungen. In der Dezember-Sitzung werden wir auf 
Grund dann vorliegender detaillie rter Berichte die 
Diskussion vertiefen. Die vor uns liegenden Jahre sind 
eine Bewährungsprobe auch für die Westeuropäische 
Union. Es wird an uns liegen, in welcher Form und mit 
welchem Gewicht wir gleichberechtigt in den Ent-
spannungs- und Abrüstungsprozeß der Supermächte 
eingebunden werden. 

Nachdenklich müssen wir feststellen, daß es zu den 
bisher errungenen Erfolgen durch eine konsequente 
Haltung der westlichen Bündnispartner gekommen 
ist — wie beim NATO-Doppelbeschluß — und daß es 
den Vereinigten Staaten zu danken ist, daß das Pro-
blem der Menschenrechte ein fester Bestandteil kom-
mender Abrüstungsgespräche sein wird. Wir sind ei-
nen Schritt weitergekommen. Unser Appell gilt dem 
Ministerrat der Westeuropäischen Union, im engen 
Schulterschluß mit der Parlamentarischen Versamm-
lung die vor uns liegenden Probleme im europäischen 
Interesse konstruktiv mitzugestalten. 

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Wegen der 
Kürze der Zeit möchte ich lediglich vier Worte des 
Dankes sagen und eine Bemerkung machen. 

Mein erster Dank gilt dem Berichterstatter, Herrn Kol-
legen Kittelmann. Er war es, der die Idee hatte, so 
aktuell zu arbeiten und so aktuell auf das zu antwor-
ten, was sich in Moskau ereignet hat, und er setzte 
diesen Wunsch mit aller Konsequenz weiter durch, als 
sich zunächst erhebliche Widerstände dagegen inner-
halb der Versammlung erhoben. 

Mein zweiter Dank gilt dem Kollegen Stoffelen, der es 
durch eine schnelle Kompromißlösung, die wir buch-
stäblich auf dieser Bank hier gefunden haben, ermög-
licht hat, die Diskussion fortzusetzen und auf diese 
Weise zu erreichen, daß wir heute nicht nur eine De-
batte zum Thema haben, sondern auch eine weitge-
hende Übereinstimmung feststellen können. 

Mein dritter Dank gilt all den Kolleginnen und Kolle-
gen, die gestern mit mir bereit waren, das Wo rt  „Men-
schenrechte" wieder in die Resolution einzufügen, 
nachdem ein paar Kollegen meinten, man solle das 
Ganze durch die viel zu schwache Erwähnung der 
drei Körbe der Konferenz von Helsinki ersetzen. Ich 
glaube, meine Freunde, über Menschenrechte müs-
sen wir immer sprechen, und hier möchte ich aus-
nahmsweise dem Kollegen Peter Hardy widerspre-
chen, der meinte, man müsse sorgfältig aufpassen, wo 
man über die Menschenrechte spricht. Ich bin sicher, 
Herr Gorbatschow und seine Gruppe werden nicht 
deswegen den Kampf um die Peres troika verlieren, 
weil die Versammlung der Westeuropäischen Union 
die Sowjetunion auffordert, die Menschenrechte zu 
akzeptieren und zu praktizieren. Ich bin aber ebenso 
davon überzeugt, daß ein Herausnehmen dieser For-
derung nach Erfüllung der Menschenrechte bei den 
Reaktionären in der sowje tischen Führung ein fal-
sches Signal setzen könnte. 

Mein vierter Dank, Herr Präsident, gilt Ihnen, und 
zwar nicht wegen Ihrer Amtsführung, sondern wegen 
dem, was Sie eben hier gesagt haben. Sie haben einen 
meiner alten Wünsche aufgegriffen, daß wir nämlich 
die Agenturen durch dauernd wechselnde Fachleute 
so aufbauen sollten, daß sie wirk lich in der Lage sind, 
ihre Arbeit zu erledigen. Es sollte nicht so sein, daß 
jemand, der zum erstenmal pensioniert wird, in der 
Agentur verharrt, bis er auch zum zweitenmal pensio-
niert werden kann. Ich glaube, hier sollten wir als Ver-
sammlung einmal ein Agenturmodell vorschlagen, 
das wir den Ministern unterbreiten. 

Meine Schlußbemerkung, Herr Präsident: Ich habe 
vorgestern in der Debatte an einen Beitrag in der „Li-
teraturnaja Gazeta" erinnert. Der Autor dieses Bei-
trags, Professor Daritschew, ist gestern just zur selben 
Stunde in der sowje tischen Botschaft in Bonn aufge-
treten und hat do rt  erklärt, daß die alte, bereits von 
Lenin geprägte Forderung, sozialistische Staaten 
könnten nur eine begrenzte Souveränität haben und 
seien letztlich der Sowjetunion unterstellt, zumindest 
gegenwärtig von der Führung nicht akzeptiert wird, 
daß diese Forderung also nicht gilt. 
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Das bedeutet, daß wir in kürzester Frist immer neue  
wichtige, veränderte Situationen erleben weiden  
— auch einen neuen dynamischen Prozeß — , und da-
her sollten auch wir zumindest in unserer Arbeit eine  
Perestroika, also eine Neugestaltung, vornehmen. Wir  
sollten uns Zeit nehmen, in jeder unserer Sitzungs-
wochen ein aktuelles Thema zu behandeln, und nicht  
nur über Berichte debattieren, die zum großen Teil  
bereits veraltet sind, bevor sie die Tische dieses Hau-
ses erreicht haben.  

Vielen Dank, Herr Präsident.  

Frau Dr. Timm (SPD): Herr Präsident! Auch ich be-
grüße, daß wir heute zum Abschluß dieser Tagung  
diese Debatte haben können. Der Anlaß, eine drin-
gende Debatte auf die Tagesordnung zu setzen, ist in  
der Tat der Abschluß des INF-Vertrages. Ich bin sehr  
froh, daß der Ausschuß herangegangen ist, einen Text  
in Einmütigkeit zu machen. Wir alle werden wahr-
scheinlich in der Lage sein, diesem Text zuzustim-
men.  

Dennoch — das hat vielleicht damit etwas zu tun, daß  
ich relativ neu und unbefangen in diesem Kreise  
bin — finde ich den Text eigentlich etwas dürftig, und  
zwar insbesondere den ersten Punkt, in dem gesagt  
wird: Wir als Versammlung begrüßen, daß ein weite-
rer Schritt in die richtige Richtung zur Rüstungsbe-
grenzung gemacht worden ist. Ich meine, das, was in  
Moskau mit der Unterzeichnung des Vertrages pas-
siert ist, ist etwas qualitativ anderes und etwas  
Neues.  

Es wird nämlich zum erstenmal nach 40 Jahren Nach-
kriegszeit von diesem — wie Präsident Reagan  
sagte — Teufelszeug etwas — aber immerhin — ver-
schrottet. Es wird wirklich abgerüstet. Das ist neu. Ich  
hätte es sehr gerne gesehen, daß dieses spezifisch  
Neue, das uns allen ja so viel Hoffnung macht und so  
viel Impetus gibt, daran zu bleiben, stärker im Text  
herausgekommen wäre. Aber vielleicht können wir  
sagen: Es ist auch so gemeint. Ich nehme es an nach a ll  
dem, was heute morgen dazu ausgeführt wurde. Es ist  
qualitativ anders.  

Worauf es ankommt, ist — deshalb bin ich glück-
lich -, daß wir überhaupt einen Text haben und daß  
wir die Regierungen drängen. Ich meine, wir müßten  
sie noch mehr bedrängen. Ich hätte auch hier gerne  
etwas Stärkeres als nur „wir empfehlen den Regierun-
gen". Vielleicht aber reicht es ja, wenn wir uns einig  
sind, in welcher Weise wir gerade als Parlamentari-
sche Versammlung der WEU den ganz besonderen  
Auftrag haben, auch für die vielen, vielen Menschen,  
die unsere Wählerinnen und Wähler sind, drängend  
zu sagen: Dies wollen wir jetzt im Sinne von mehr  
europäischer Sicherheit. Denn ich glaube, daß es im-
mer mehr Menschen gibt, denen bei dem Gedanken  
ganz unbehaglich wird, daß über Sicherheit nur gere-
det und dann gedacht wird: Es müssen mehr und bes-
sere Waffenarsenale geschaffen werden.  

Es ist dabei, umzukippen, daß mehr Waffen unter  
Umständen mehr Unsicherheit bedeuten. Wir müssen  
umdenken. Ich glaube, insoweit müßte diese Debatte  
in den nächsten Sitzungen viel weiter gehen. Aber die  
Sicherheit ist bei den angesammelten Waffenarsena-
len, die auf beiden Seiten da sind, wohl nur zu ge

-

währleisten, wenn beide Seiten gewillt und fähig sind,  
die Sicherheitsbelange des jeweils anderen anzuer

-kennen. Das ist ein anderes Denken. 

Wenn wir dann über Menschenrechte reden, so müs-
sen wir uns, meine ich, davor hüten, dieses wich tige 
Thema der Menschenrechte in bezug auf Abrüstung 
sozusagen zu einem erpresserischen „linkage" zu ma-
chen. Alles gehört zusammen und nebeneinander. 
Gestern oder vorgestern hat uns der niederländische 
Außenminister noch einmal bildhaft deutlich ge-
macht, daß es um die Troika geht: Wenn das Ver-
trauen allmählich größer wird, stehen Abrüstung, 
wirtschaftliche Beziehungen und Menschenrechte 
nebeneinander. Somit dürfen wir nicht Abhängigkei-
ten dazwischen, sondern wir müssen den Gesamt-
komplex sehen, wenn wir uns in diesem Sicherheits-
denken wirklich gut orientieren wollen. 

Ich bin sehr dankbar, daß wir den etwas veränderten 
Text haben können, um dieses etwas gefährliche 
„linkage" herauszub ringen. Ich denke, daß wir aus 
dem jetzt vorliegenden Text auch meine Interpreta-
tion ziehen können. 

Meine Damen und Herren, lieber Herr Präsident, ich 
meine, die WEU und insbesondere die Parlamentari-
sche Versammlung haben eine besondere Ro lle. Ich 
bin dankbar, daß wir diese Rolle heute ausfüllen, und 
ich hoffe, daß wir die Kraft aufbringen, aus dem Mo-
ment der qualitativen Änderung dessen, was in Mos-
kau passiert ist, einen neuen Impetus zu entwickeln 
und unsere Rolle in Europa zu spielen, um wirkliche 
Abrüstung voranzutreiben. Es glaubt uns doch keiner 
unserer Wähler mehr, daß ein derartiges Overkill, das 
auf beiden Seiten tatsächlich vorhanden ist, strate-
gisch wichtig und notwendig ist, um den Frieden zu 
erhalten. Wir müssen diese Fragen weiter miteinander 
bereden. 

Vielen Dank, daß Sie mir zugehört haben. 

Kittelmann (CDU/CSU): Ich darf den Mitgliedern des 
Verteidigungsausschusses und den Diskussionsred-
nern nur einen herzlichen Dank sagen. Da wir diese 
Debatte fortsetzen werden, glaube ich, daß ich jetzt 
nicht im einzelnen darauf einzugehen brauche. Ich 
unterstütze den Beitrag von Herrn Reddemann vo ll , 
der, glaube ich, auch von Herrn Stoffelen und vom 
Haus geteilt wird, daß wir uns in Zukunft bemühen 
sollten, in jeder Versammlung zu einem aktuellen  
Ereignis zu reden. Dafür, daß dies heute möglich war, 
möchte ich dem Präsidium, den Mitgliedern des Hau-
ses und dem Verteidigungsausschuß danken. Ich darf 
mich auch beim Sekretariat, bei Herrn Cameron, da-
für bedanken, daß er bei der Vorbereitung in so her-
vorragender Weise geholfen hat. 

Schönen Dank. 

Empfehlung 460 

betr. Abrüstung 

 Die Versammlung, 

(i) begrüßt das vor kurzem in Moskau abgehaltene 
Gipfeltreffen zwischen den Führern der Vereinig- 
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ten Staaten und der Sowjetunion als einen weite-
ren Schritt in Richtung Rüstungsbegrenzung; 

(ii) begrüßt die Ratifizierung des INF-Vertrages 
durch den amerikanischen Senat (wie in der von 
der Versammlung am 2. Dezember 1987 verab-
schiedeten Entschließung 77 empfohlen) sowie 
durch den Obersten Sowjet der UdSSR; 

(iii) ist enttäuscht darüber, daß ein bilaterales Abkom-
men über Begrenzungen der s trategischen Waf-
fensysteme nicht rechtzeitig für das Gipfeltreffen 
fertiggestellt werden konnte; ist aber trotzdem 
davon überzeugt, daß eine solide Grundlage für 
ein solches Abkommen, welches wirksame Veri-
fizierungsmaßnahmen miteinschließt, besteht 
und daß ein solches Abkommen als äußerst wich-
tig zu betrachten ist; 

(iv) erinnert daran, daß der Rat in Den Haag erklärt 
hat, daß die Westeuropäische Union eine aktive 
Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik fortset-
zen will  unter „Nutzung aller Möglichkeiten für 
weitere Fortschritte im Hinblick auf eine Rü-
stungsverringerung, die mit unserer Sicherheit 
und unseren Prioritäten vereinbar ist" , und 
stimmt dieser Erklärung zu; 

(v) ist davon überzeugt, daß die europäischen Staa-
ten und besonders die Mitglieder der Westeuro-
päischen Union einen substantiellen Beitrag zum 
Prozeß der Rüstungskontrolle leisten sollten; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. weiterhin auf eine frühestmögliche Eröffnung der 
Verhandlungen über konventionelle Stabilität mit 
dem Schwerpunkt auf asymmetrischen Reduzie-
rungen bei den konventionellen Streitkräften und 
Waffen vom Atlantik bis zum Ural und auf Fo rt

-schritte bei allen drei Körben der KSZE, insbeson-
dere bei den Menschenrechten zu drängen, um 
somit einen Beitrag zur Erhaltung des Friedens und 
der Verständigung in der Welt zu leisten; 

2. nachdrücklich für ein wirksam verifizierbares bila-
terales Abkommen zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und der Sowjetunion, in dem 
eine mindestens 50%ige Reduzierung der strategi-
schen Flugkörper vorgesehen werden sollte, einzu-
treten; 

3. anhand der in der Haager Plattform festgesetzten 
Grundsätze die europäischen Sicherheitsinteres-
sen im Rahmen der Verhandlungen über Abrü-
stung und Rüstungskontrolle festzuschreiben und 
zu wahren; 

4. die Regierungen der Mitgliedstaaten zu drängen, 
dringende Forschungsarbeiten im Bereich Verifi-
zierungstechnologie einzuleiten, damit Westeu-
ropa in die Lage versetzt wird, einen praktischen 
Beitrag zu Rüstungskontrollvereinbarungen im 
konventionellen Bereich zu leisten; 

5. Überlegungen und Arbeit der WEU-Agentur im 
Bereich Abrüstung und Rüstungskontrolle eng mit

-

einzubeziehen und damit sicherzustellen, daß die 
von der Agentur für Rüstungskontrolle erworbenen 
beträchtlichen Fachkenntnisse und Erfahrungen 

nicht übergangen und gerade zu dem Zeitpunkt, 
wo Fragen wie die Ve rifizierung höchste Bedeu-
tung erlangen, als überflüssig zur Seite gelegt wer-
den, sowie die Agentur anzuweisen, u. a. 

a) Voraussetzungen für die konventionelle Abrü-
stung zu prüfen, welche den europäischen Si-
cherheitserfordernissen Rechnung tragen; 

b) Verfahren zur Verifizierung der Abrüstung im 
konventionellen und chemischen Bereich zu un-
terstützen. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des italienischen Staatsministers für 
auswärtige Angelegenheiten, Gianni Manzolini 

(Themen: Auswirkungen des Moskau-Gipfels auf Eu-
ropa — Beitrag der WEU zur Stärkung des europäi-
schen Pfeilers innerhalb des Atlantischen Bündnisses 
— Verteilung der Verteidigungslasten — Umstruktu-
rierung der WEU) 

Tagesordnungspunkt: 

Änderung und Auslegung 
der Geschäftsordnung 

(Drucksache 1133) 

Berichterstatter: Abg. Sir Geoffrey Finsberg 
(Vereinigtes Königreich) 

Tagesordnungspunkt: 

Die Auswirkungen der Tätigkeiten 
der Versammlung der WEU 

auf die Parlamente und die Öffentlichkeit 

(Drucksache 1135) 

Berichterstatter: Abg. Chénard (Frankreich) 

(Themen: Sonderaktion zur Information der Parla-
mente — Weiterverfolgung der Arbeiten der Ver-
sammlung durch Abgeordnete und Ausschüsse in den 
nationalen Parlamenten) 

Richtlinie 71 

betr. die Auswirkung der Tätigkeiten 
der Versammlung der WEU 

auf die Parlamente und die Öffentlichkeit 

Die Versammlung, 

(i) verweist auf die Richtlinie 44 sowie die Entschlie-
ßung 38; 

(ii) begrüßt die vom Ausschuß für die Beziehungen 
zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit durch-
geführte Sonderaktion der Informa tion in den 
Parlamenten aller Mitgliedstaaten; 
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(iii) ist jedoch besorgt darüber, daß es weiterhin 
schwierig ist, eine angemessene Weiterverfol-
gung der Arbeiten der Versammlung in den Mit-
gliedstaaten zu gewährleisten, selbst in einer 
Zeit, wo die Bedeutung der WEU wächst; 

WEIST IHREN AUSSCHUSS FÜR DIE BEZIEHUN-
GEN ZU DEN PARLAMENTEN UND ZUR ÖFFENT-
LICHKEIT AN, 

1. durch die Herstellung von Kontakten zu den natio-
nalen Delegationen sicherzustellen, daß die in den 
nationalen Parlamenten für die Behandlung von 
WEU-Angelegenheiten zuständigen Ausschüsse 
den Berichten der Versammlung größere Aufmerk-
samkeit schenken; 

2. in ständiger Zusammenarbeit mit den nationalen 
Delegationen mehr Abgeordnete zu ermutigen, in 

ihren Parlamenten das Wort  zu ergreifen auf der 
Grundlage von Entschließungen und Empfehlun-
gen, die die Versammlung verabschiedet hat; 

FORDERT ALLE IHRE AUSSCHÜSSE AUF, 

1. Artikel 39 (2) der Geschäftsordnung der Versamm-
lung strikt zu befolgen, indem sie Maßnahmen prü-
fen, die zur Verwirklichung der von der Versamm-
lung auf der Grundlage von Ausschußberichten 
angenommenen Empfehlungen und Entschließun-
gen ergriffen wurden; 

2. ihre Berichte so auszuarbeiten, daß sie in Debatten 
auf nationaler Ebene ohne Schwierigkeiten ver-
wendet werden können. 

 




